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Referentenentwurf

des Bundesministeriums des Innern und fiir Heimat

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Onlinezugangsgesetzes so-
wie weiterer Vorschriften

(OZG-Anderungsgesetz — 0ZG-AndG)

A. Problem und Ziel

Die Umsetzung des OZG hat die Weichen fir eine moderne Verwaltung gestellt. Es han-
delt sich um das bis dato gréf3te Modernisierungsprojekt der Verwaltung.

Doch trotz erkennbarer Erfolge bleiben der Digitalisierungsgrad und die Zufriedenheit mit
der Verwaltung hinter den Erwartungen der Bevdlkerung und der Wirtschaft zurtck.

Die Umsetzung des OZG ist aber immer dort erfolgreich, wo Bund und Lander gemeinsam
und arbeitsteilig vorgegangen sind. Die dabei geschaffenen neuen Strukturen der Bund-
Lander-Zusammenarbeit sollen verstetigt werden.

Zugleich soll der Blick auf das Ziel gerichtet werden: eine einfache, moderne und digitale
Verfahrensabwicklung.

B. Losung; Nutzen

Der Gesetzentwurf sieht folgende MalRnahmen vor:

e Streichung OZG-Umsetzungsfrist zugunsten einer noch zu regelnden Schwerpunkt-
setzung und begleitenden Evaluierung, §§ 1a, 12 OZG

e Bund stellt zentrale Basisdienste bereit und ersetzt damit landeseigene Entwicklun-
gen fur Birgerkonto und Postfach, §§ 3, 13 OZG

¢ Regelung zum Verwaltungsverfahrensrecht fur die OZG-Umsetzung zur einfachen
und einheitlichen elektronischen Ersetzung der Schriftform, zudem Einfuhrung eines
qualifizierten elektronischen Siegels, § 9a OZG

o Starkere Bertlicksichtigung der Belange der Kommunen, §§ 1, 1a OZG

e Das einheitliche Organisationskonto erhalt Rechtssicherheit und wird verbindlich, §
3 Absatz 2, 3 0ZG

o Bereitstellung eines einheitlichen Supports, § 3a OZG
o Datenschutzregelungen fur EfA-Antragsassistenten, §§ 2, 8a OZG
e Regelung des Once-Only-Prinzips durch eine Generalklausel, §§ 5, 5a EGovG

e Verbindlichkeit der Nutzerfreundlichkeit und Barrierefreiheit, § 7 OZG, § 16 EGovG
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Die weitere Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes soll begleitend evaluiert werden (§ 12
0OZG). Die begleitende Evaluierung soll den bisherigen Austauschprozess verstetigen und
mit einem kontinuierlich begleitenden Fehlerbehebungsprozess flankieren.
Der Nutzen des Gesetzentwurfs besteht darin, dass er den Prozess der Entwicklung nut-
zerfreundlicher digitaler Services weiter fordert. Dies vereinfacht das Leben der Menschen

und die Tatigkeit von Unternehmen und Selbststandigen, soweit diese staatlichen Leistun-
gen in Anspruch nehmen. Die Verwaltung wird so stetig modernisiert.

C. Alternativen

Keine. Bund und Lander sind sich einig, dass der Weg der Umsetzung des Onlinezugangs-
gesetzes fortgesetzt werden muss. Das im Zuge der OZG-Umsetzung etablierte arbeitstei-
lige Zusammenwirken hat sich bewahrt und soll weiter ausgebaut werden. Das OZG ist
aber nur ein Baustein und Antreiber fur die Digitalisierung von Verwaltungsverfahren insge-
samt. Die vorgeschlagenen Rechtsanderungen bilden die derzeit notwendigsten Bedarfe
fur die Fortsetzung der Verwaltungsmodernisierung ab.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand

Diese Angaben kdnnen derzeit noch nicht hinreichend konkretisiert werden und sollen da-
her im Verlaufe der weiteren Abstimmung ermittelt werden.

E. Erfiillungsaufwand

E.1 Erflullungsaufwand fir Biirgerinnen und Biirger
Der Erfullungsaufwand wird gegenwartig in Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bun-

desamt ermittelt. Die Darstellung soll sodann parallel zur Abstimmung des Entwurfs ge-
meinsam mit Ressorts und Landern erarbeitet werden.

E.2 Erfiullungsaufwand fir die Wirtschaft

S. Hinweis zu E.1

E.3 Erfillungsaufwand der Verwaltung

S. Hinweis zu E.1

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise, das allgemeine Preisniveau und das Verbraucherpreisni-
veau sind nicht zu erwarten.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern und
fur Heimat

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Onlinezugangsgesetzes so-
wie weiterer Vorschriften

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1

Anderung des Onlinezugangsgesetzes

Das Onlinezugangsgesetz vom 14. August 2017 (BGBI. | S. 3122, 3138), das zuletzt
durch Artikel 16 des Gesetzes vom 28. Juni 2021 (BGBI. | S. 2250) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1. Vor § 1 wird folgender § 1 eingefugt:

u§ 1
Anwendungsbereich
Dieses Gesetz gilt fur die offentlichen Stellen

1. des Bundes, der bundesunmittelbaren Koérperschaften, Anstalten und Stiftungen
des offentlichen Rechts,

2. der Lander, einschlielBlich der Gemeinden und Gemeindeverbande sowie der
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des 6ffentli-
chen Rechts.

Behdrde im Sinne dieses Gesetzes ist jede Stelle, die Aufgaben der 6ffentlichen
Verwaltung wahrnimmt.®

2. § 1 wird zu § 1a und wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Woérter ,bis spatestens zum Ablauf des flnften auf die Ver-
kindung dieses Gesetzes folgenden Kalenderjahres® gestrichen.

b) In Absatz 2 werden folgende Wérter angefugt:

» S0 dass Nutzer Uber alle Verwaltungsportale von Bund und Landern einen barri-
ere- und medienbruchfreien Zugang zu elektronischen Verwaltungsleistungen aller
Verwaltungstrager erhalten. Die Lander sind verpflichtet, die technischen und or-
ganisatorischen Voraussetzungen zur Anbindung ihrer Kommunen an den Portal-
verbund sicherzustellen.*

c) Die folgenden Absatze 3 und 4 werden angefugt:
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»,(3) Der Bund stellt fur die elektronische Suche nach Verwaltungsleistungen
im Portalverbund einen Suchdienst bereit.

(4) Bund und Lander ermoglichen bei der Bereitstellung von Verwaltungsleistun-
gen Uber den Portalverbund, die der Durchfuhrung unmittelbar geltender Rechts-
akte der Europaischen Union, fur die der Bund die Gesetzgebungskompetenz
hat, oder der Ausfihrung von Bundesgesetzen dienen, einen einfachen, lander-
Ubergreifenden Datenaustausch.

Die Bundesregierung wird ermachtigt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates nach Anhorung der kommunalen Spitzenverbande festzulegen,
fur welche Verwaltungsleistungen diese Pflicht umzusetzen ist. Diese Umsetzung
ist nach § 12 zu evaluieren.”

3. § 2 wird wie folgt geandert:

a)

Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefligt:

»(4) Ein ,Antragsassistent* bezeichnet ein eigenstandiges elektronisches An-
gebot an den Nutzer, welches die elektronische Abwicklung einer oder mehrerer
Verwaltungsleistungen von Bund und Landern betrifft. Das Angebot nach Satz 1
kann auch verfahrensunabhangig und l&nderibergreifend, insbesondere in der
Verantwortung einer Landesbehdrde bereitgestellt werden. Das Angebot dient
dem elektronischen Ausfullen der Antragsformulare fir Verwaltungsleistungen von
Bund und Landern, der Offenlegung dieser Daten aus dem Antragsformular an die
zustandige Fachbehoérde sowie der Ubermittlung elektronischer Dokumente zu
Verwaltungsvorgangen an den Nutzer.”

Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.
Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wie folgt gefasst:

»(6) Ein ,Nutzerkonto® ist eine zentrale IT-Komponente zur einmaligen oder
dauerhaften Identifizierung und Authentifizierung der Nutzer zu Zwecken der Inan-
spruchnahme von Verwaltungsleistungen der 6ffentlichen Verwaltung sowie der
Kommunikation Uber ein Postfach. Ein Nutzerkonto wird als Burger- oder Organi-
sationskonto angeboten. Das ,Blrgerkonto® ist ein Nutzerkonto, das natirlichen
Personen zur Verfigung steht. Das ,Organisationskonto® ist ein Nutzerkonto, das
Unternehmen im Sinne des § 3 Absatz 1 Unternehmensbasisdatenregistergeset-
zes oder Behorden zur Verfligung steht.”

Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7.
Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und wie folgt gefasst:

»(8) ,Ein ,Postfach®ist eine IT-Komponente, Uber die Nutzer barriere- und me-
dienbruchfrei mit den an den Portalverbund angeschlossenen &ffentlichen Stellen

kommunizieren sowie elektronische Dokumente und Informationen empfangen
kdénnen.*

4. § 3 wird wie folgt gefasst:
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.83
Nutzerkonten und Postfach; Verordnungserméachtigung

(1) Der Bund stellt im Portalverbund ein zentrales Bulrgerkonto bereit, tUber das
sich Nutzer fUr die im Portalverbund verfugbaren elektronischen Verwaltungsleistun-
gen von Bund und Landern einheitlich identifizieren und authentisieren kénnen. Be-
standteil eines Blrgerkontos ist ein Postfach, Gber das Nutzer einheitlich mit den an
den Portalverbund angeschlossenen offentlichen Stellen kommunizieren kénnen. Die
Verwendung des Biirgerkontos ist fiir die Nutzer freiwillig. Offentliche Stellen, die Ver-
waltungsleistungen im Portalverbund bereitstellen, haben das Burgerkonto anzubin-
den. Weitere landeseigene Birgerkonten werden im Portalverbund nicht zugelassen.

(2) Das Bundesministerium des Innern und fur Heimat wird ermachtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen, welche staatlichen
Stellen im Portalverbund ein einheitliches Organisationskonto bereitstellen.

(3) Uber das Organisationskonto kénnen sich Nutzer auch gegeniiber solchen
Dienstleistern identifizieren und authentisieren, die im Auftrag der Nutzer Daten nach
§ 8 verarbeiten und an die 6ffentliche Verwaltung von Bund und Landern weitergeben.
Die Verwendung des Organisationskontos ist fur 6ffentliche Stellen, die Verwaltungs-
leistungen im Portalverbund bereitstellen, verpflichtend.*

Nach § 3 wird folgender § 3a eingefligt:

,8 3a
Einheitliches Beratungsangebot im Portalverbund

(1) Bund und Lander stellen fur Nutzer im Portalverbund eine allgemeine fachun-
abhangige Beratung fur die elektronische Abwicklung ihrer Verwaltungsverfahren be-
reit. Die mit dieser Aufgabe betrauten 6ffentlichen Stellen unterstiitzen Nutzer im Sinne
des § 2 Absatz 5 bei der Abwicklung von Verwaltungsleistungen im Portalverbund.

(2) Die beteiligten Stellen durfen die zur Aufgabenerfillung nach Absatz 1 erfor-
derlichen personenbezogenen Daten verarbeiten. Soweit hierzu die Verarbeitung be-
sonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 2016/679 vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-
hebung der Richtlinie 95/46/EG (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S.1) erforderlich ist, dirfen
die beteiligten Stellen sie auf Veranlassung des Nutzers verarbeiten. § 22 Absatz 2 des
Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend.”

§ 4 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift zu § 4 wird nach dem Wort ,Verwaltungsverfahren“ das Wort ,,;
Verordnungsermachtigungen® eingefigt.

b) InAbsatz 1 Satz 1 werden nach den Wértern ,Rechtsakte der Europaischen Union®
die Wérter ,, fur die der Bund die Gesetzgebungskompetenz hat, ,eingeflgt.

In der Uberschrift zu § 5 wird nach dem Wort ,IT-Sicherheit‘ das Wort ,; Verordnungs-
ermachtigungen® eingefugt und in Absatz 1 werden die Woérter ,Bundesministerium des
Innern, fir Bau und Heimat“ durch die Worter ,Bundesministerium des Innern und flr
Heimat® ersetzt.
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§ 6 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift wird nach dem Wort ,Kommunikationsstandard“ das Wort ,;; Ver-
ordnungsermachtigung® eingefigt.

b) In Absatz 1 werden die Worter ,Bundesministerium des Innern, fir Bau und Hei-
mat“ durch die Worter ,Bundesministerium des Innern und fir Heimat".

c) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 wird nach den Wértern ,Anbindung von Verwaltungsverfahren, die*
die Worter ,der Durchfihrung unmittelbar geltender Rechtsakte der Europai-
schen Union oder* eingefiigt, nach den Wortern ,informationstechnischen
Systemen® die Wérter ,,und deren Abwicklung im Portalverbund® eingefiigt so-
wie die Wérter ,Bundesministerium des Innern, fir Bau und Heimat® durch die
Woérter ,Bundesministerium des Innern und flr Heimat®.

bb) In Satz 2 werden die Woérter ,Bundesministerium des Innern, fir Bau und Hei-
mat“ durch die Worter ,,Bundesministerium des Innern und fiir Heimat“ ersetzt.

d) In Absatz 3 werden die Worter ,Bundesministerium des Innern, fir Bau und Hei-
mat“ durch die Worter ,Bundesministerium des Innern und fir Heimat“ ersetzt.

§ 7 wird wie folgt gefasst:

11§ 7
Nutzerfreundlichkeit und Barrierefreiheit

(1) Bund und Lander treffen geeignete MalRnahmen, um die Nutzerfreundlichkeit
und einfache Bedienbarkeit der IT-Komponenten, die dem Ubergreifenden informati-
onstechnischen Zugang zum Portalverbund dienen, sicherzustellen.

(2) Die elektronischen Verwaltungsleistungen, einschlieBlich der elektronischen
Dokumente und Formulare, die dem Ubergreifenden informationstechnischen Zugang
zum Portalverbund dienen, sind so zu gestalten, dass sie barrierefrei zuganglich und
nutzbar sind. Die Barrierefreie Gestaltung erfolgt nach MaRgabe der Barrierefreie-In-
formationstechnik-Verordnung.*

§ 8 wird wie folgt geandert:

a) Der Uberschrift werden die Wérter ,in Nutzerkonten und zu Identifizierungszwe-
cken® angefugt.

b) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird aufgehoben.
bb) In Satz 2 wird nach Nummer 1 Buchstabe i folgender Buchstabe j eingefugt:

) im amtlichen Gemeindeverzeichnis verwendeter eindeutiger Gemeinde-
schlissel,.

cc) Die Buchstaben j bis m werden die Buchstaben k bis n.
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dd) In Buchstabe n werden die Wérter ,Buchstaben k bis I durch die Woérter
,Buchstaben | bis m*“ ersetzt.

ee) In Satz 2 werden die Wérter ,mit Einwilligung“ durch die Wérter ,auf Veranlas-
sung” ersetzt.

c) In Absatz 2 werden die Wérter ,mit Einwilligung®“ jeweils durch die Wérter ,,auf Ver-
anlassung" ersetzt.

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Auf Veranlassung des Nutzers durfen elektronische Dokumente zu Ver-
waltungsvorgangen, Status- und Verfahrensinformationen sowie Kommunikations-
inhaltsdaten an das Nutzerkonto Ubermittelt und innerhalb des Nutzerkontos ver-
arbeitet werden.”

e) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

,(5) Die elektronische Identifizierung kann jeweils mittels einer einmaligen Ab-
frage der ldentitatsdaten erfolgen. Auf Veranlassung des Nutzers ist eine dauer-
hafte Speicherung der Identitatsdaten und der Daten nach Absatz 3 und 4 zulassig.
Im Falle der dauerhaften Speicherung muss der Nutzer jederzeit die Moglichkeit
haben, das Nutzerkonto und alle gespeicherten Daten selbststandig zu I6schen.
Die Identitatsdaten sowie die Daten nach Absatz 3 und 4 durfen auf Veranlassung
des Nutzers an die fur die Verwaltungsleistung zustandige Behérde, ein Verwal-
tungsportal nach § 2 Absatz 2 oder einen Antragsassistenten nach § 2 Absatz 4
Ubermittelt werden und durch diese verarbeitet werden.”

f)  Absatz 6 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Wérter ,mit Einwilligung“ durch die Wérter ,auf Veranlas-
sung” ersetzt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.
g) Die Absatze 7 und 8 werden aufgehoben.

Nach § 8 wird folgender § 8a eingefligt und wie folgt gefasst:

,§ 8a
Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung in einem Antragsassistenten

(1) Die einen Antragsassistenten betreibende Behoérde darf fir die elektronische
Unterstltzung bei der Antragstellung, die Offenlegung der Daten aus dem Antragsfor-
mular an die jeweils zustandige Behorde, die Verarbeitung von Daten fur die Zwecke
nach § 8 sowie die Ubermittlung von elektronischen Dokumenten zu Verwaltungsvor-
gangen an den Nutzer die dafur erforderlichen personenbezogenen Daten verarbeiten.
Dies gilt auch fur die Verarbeitung von besonderen Kategorien personenbezogener
Daten im Sinne des Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679, soweit diese
fur das an den Antragsassistenten angeschlossene Verwaltungsverfahren erforderlich
sind. § 22 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend.

(2) Die fur die Antragstellung erforderlichen Daten kdnnen im Antragsassistenten
zwischengespeichert werden, um dem Nutzer die Moglichkeit zu bieten, den Antrag zu
einem spateren Zeitpunkt zu vervollstandigen, zu korrigieren oder zu lI6schen.
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(3) Die zwischengespeicherten Antragsdaten sind in der Regel nach Ablauf von
30 Tagen nach der letzten Bearbeitung, die durch den Nutzer erfolgt ist, zu I6schen.
Der Nutzer ist Uber eine automatische Loschung der zwischengespeicherten Daten zu
seinem Antrag vorab zu informieren. Davon unabhangig sind langerfristige Speiche-
rungen von Daten im Antragsassistenten zulassig, wenn dies fur die Erfullung der durch
den Antragsassistenten erfassten Zwecke erforderlich ist.

(4) Fur die Verarbeitung personenbezogener Daten im Antragsassistenten nach
Absatz 1 bis Absatz 3 ist die den Antragsassistenten betreibende Behorde nach Artikel
4 Nummer 7 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 ausschlieRlich verantwortlich. Die da-
tenschutzrechtliche Verantwortlichkeit der Behorde, an die zum Zwecke der Durchfuh-
rung des Verwaltungsverfahrens personenbezogene Daten Ubermittelt werden, bleibt
unberthrt.*

Nach § 9 wird folgender § 9a eingeflgt:

»8 9a

Grundsatze der elektronischen Abwicklung uber Nutzerkonten, Anforderungen an den
elektronischen Schriftformersatz

(1) Die elektronische Abwicklung einer Verwaltungsleistung, die der Durchfiih-
rung unmittelbar geltender Rechtsakte der Union, fur die der Bund die Gesetzgebungs-
kompetenz hat, oder der Ausfihrung von Bundesgesetzen dient, tGber ein Verwaltung-
sportal nach § 2 Absatz 2 erfolgt nach Maligabe der folgenden Absatze. Damit wird
zugleich eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform elektronisch ersetzt.

(2) Soweit fUr die Inanspruchnahme einer Verwaltungsleistung und der sonstigen
elektronischen Kommunikation ein Nachweis der Identifizierung erforderlich ist, erfolgt
dies

1. im Burgerkonto durch einen elektronischen Identitatsnachweis nach § 18 des Per-
sonalausweisgesetzes, nach § 12 des elD-Karte-Gesetzes sowie nach § 78 Ab-
satz 5 des Aufenthaltsgesetzes oder flr sonstige Unionsburger durch ein anderes
elektronisches Identifizierungsmittel, welches nach Artikel 6der Verordnung (EU)
Nr. 910/2014 mit dem Sicherheitsniveau ,hoch® im Sinne des Artikels 8 Absatz 2
Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 notifiziert worden ist, und

2. im einheitlichen Organisationskonto durch ein sicheres Verfahren nach § 87a Ab-
satz 6 Satz 1 der Abgabenordnung oder fir eine sonstige juristische Person mit
Sitz in der EU durch ein anderes elektronisches ldentifizierungsmittel, welches
nach Artikel 6 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 mit dem Sicherheitsniveau ,hoch®
im Sinne des Artikels 8 Absatz 2 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) Nr. 910/2014
notifiziert worden ist.

(3) Vor dem Absenden einer Erklarung des Nutzers ist diesem Gelegenheit zu
geben, die gesamte Erklarung zu prifen. Durch geeignete technische Malinahmen ist
sicherzustellen, dass seine Erklarung nach dem Absenden nicht mehr verandert wer-
den kann.

(4) Der Nutzer ist, insbesondere bei einer schriftformbedurftigen Erklarung, vor
einer Ubereilten Abgabe der Erklarung zu schutzen.

(5) Nach Absenden der Erklarung kann der Nutzer eine Kopie seiner Erklarung
abrufen. Diejenige Stelle, an die die Erklarung gerichtet ist, hat die Erklarung dauerhaft
und lesbar zu speichern.
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(6) Wenn eine Erklarung beweissicher aulerhalb der Nutzerkonten eingesetzt
werden soll, kdnnen Behdrden ihren Bescheid mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur oder einem qualifizierten elektronischen Siegel verknipfen.

(7) Uber den Nachweis der Identifizierung nach Absatz 2 Nummer 1 hinausge-
hende Anforderungen an die Identifizierung einer Person, die zur Durchfihrung eines
Verwaltungsverfahrens erforderlich sind, bleiben unberthrt.”

13. § 10 wird wie folgt geandert:
a) Der Uberschrift wird das Wort ,; Verordnungsermachtigung* angefiigt.
b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefigt:

»In diesem Fall darf die fir das Nutzerkonto zustandige Stelle das dienste- und

kartenspezifische Kennzeichen an die fur das Datenschutzcockpit zustandige

Stelle Ubermitteln.”

c) In Absatz 5 werden die Worter ,des Innern, flr Bau und Heimat® jeweils durch die
Worter ,des Innern und flr Heimat“ ersetzt.

14. In § 11 werden die Wérter ,des Innern, fir Bau und Heimat“ durch die Worter ,des
Innern und fur Heimat® ersetzt.

15. Folgender § 12 wird angeflgt:

.S 12
Evaluierungsklausel
Dieses Gesetz soll beginnend mit [Zeitpunkt des Inkrafttretens] evaluiert werden.
Das Bundesministerium des Innern und fir Heimat wird den Stand der Umsetzung kon-

tinuierlich digital 6ffentlich bereitstellen.”

16. Folgender § 13 wird angefugt:

.8 13
Ubergangsregelung zu § 3

Die bisherigen Nutzerkonten der Lander dirfen bis zum [Datum zwei Jahre nach
Inkrafttreten] im Portalverbund weiterverwendet werden.*

Artikel 2

Anderung des E-Government-Gesetzes

Das E-Government-Gesetz vom 25. Juli 2013 (BGBI. | S. 2749), das zuletzt durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBI. | S. 2941) gedndert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1. Die Inhaltstbersicht wird wie folgt geandert:
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Die Angabe zu § 5 wird wie folgt gefasst:
,§ 5 Nachweisabrufe, Nachweiserbringung®.
Nach der Angabe zu § 5 wird folgende Angabe eingefiigt:
,8 5a Grenzlberschreitende Nachweisabrufe®.
Die Angabe zu § 16 wird wie folgt gefasst:

»8 16 Nutzerorientierung und Barrierefreiheit".

§ 2 wird wie folgt geandert:

a)

In Absatz 1 werden nach dem Wort ,Signatur® die Worter ,oder einem qualifizierten
elektronischen Siegel* eingefiigt und folgender Satz 2 angeflgt:

~Werden mit einer qualifizierten elektronischen Signatur oder einem qualifizierten
elektronischen Siegel versehene Dokumente bei einer Behorde eingereicht, so ist
die Gultigkeit der Signatur oder des Siegels durch diese Behoérde zu prifen und
das Ergebnis zu dokumentieren.*

Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:

,Mit der Anbindung an das Bulrgerkonto nach § 2 Absatz 6 des Onlinezugangsge-
setzes wird diese Verpflichtung erfuillt.”

§ 3 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Der bisherige Absatz 2a wird Absatz 3 und wie folgt gefasst:

»(3) Die obersten Bundesbehdrden stellen mit Unterstltzung einer zentralen
Bundesredaktion zu neuen oder zu andernden leistungsbegriindenden Gesetzen
und Verordnungen des Bundes allgemeine Leistungsinformationen nach einem
festgelegten Standard zur Verfligung. Unter Leistungsinformationen fallen Leis-
tungszuschnitte und -beschreibungen sowie Prozess- und Datenfeldinformatio-
nen. Der Standard wird vom IT-Planungsrat festgelegt.”

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

In § 4 Absatz 1 wird nach den Wértern ,im elektronischen Geschaftsverkehr ublichen®
das Wort ,, barrierefreien” eingeflgt.

§ 4a wird wie folgt geandert:

a)

Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefigt:

~Abweichend von § 286 Absatz 3 des Buirgerlichen Gesetzbuchs, begriinden
Rechnungen, die von der Verpflichtung zur elektronischen Einreichung nach Ab-
satz 1 erfasst sind, nur dann Verzug, wenn sie elektronisch im Sinne dieses Ge-
setzes und der Rechnungsverordnung nach Satz 1 gestellt werden.*

Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefugt:

»(4) Das Beschaffungsamt des BMI ist zustandig fur die fachliche Betreuung
und zentrale Steuerung der elektronischen Rechnung in der gesamten Bundesver-
waltung. Das Beschaffungsamt des BMI hat hierbei in Zusammenarbeit mit den
beteiligten Stellen insbesondere die Aufgabe, die elektronische Rechnung in der
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Bundesverwaltung kontinuierlich weiterzuentwickeln und die Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland in Angelegenheiten der elektronischen Rechnung in na-
tionalen, europaischen und internationalen Gremien zu vertreten.”

§ 5 wird wie folgt gefasst:

n§ 5
Nachweisabruf, Nachweiserbringung

(1) Wird ein antragsgebundenes Verwaltungsverfahren elektronisch durchge-
fuhrt, erfolgt die Nachweiserbringung auf elektronischem Wege nach Wahl des Antrag-
stellers entweder

1. indem die nachweisanfordernde Stelle den jeweiligen Nachweis automatisiert bei
der nachweisliefernden Stelle abruft, sofern der jeweils erforderliche Nachweis des
Antragstellers elektronisch vorliegt und ohne zeitlichen Verzug automatisiert abge-
rufen werden kann, oder

2. indem der Antragsteller den jeweiligen Nachweis elektronisch einreicht.

Die §§ 24 bis 27 VwV{G bleiben unberuhrt. Nachweise im Sinne dieses Gesetzes sind
Unterlagen und Daten jeder Art unabhangig vom verwendeten Medium, die zur Ermitt-
lung des Sachverhalts geeignet sind. Nachweisanfordernde Stelle kann die fir die Ent-
scheidung Uber den Antrag zustandige Behodrde oder auch eine andere offentliche
Stelle sein, die dafiir zustandig ist, Nachweise einzuholen und an die fir die Entschei-
dung Uber den Antrag zustandige Behdrde weiterzuleiten. Nachweisliefernde Stelle ist
diejenige offentliche Stelle, die dafir zustandig ist, den Nachweis auszustellen.

(2) Hat sich der Antragsteller fur den automatisierten Nachweisabruf entschieden,
darf die nachweisanfordernde Stelle den Nachweis des Antragstellers bei der nach-
weisliefernden Stelle abrufen, soweit dies zur Erfullung ihrer Aufgabe erforderlich ist
und der Nachweis aufgrund anderer Rechtsvorschrift beim Antragsteller erhoben wer-
den durfte. Liegen die Voraussetzungen nach Satz 1 vor, darf die nachweisliefernde
Stelle den Nachweis des Antragstellers an die nachweisanfordernde Stelle Gbermitteln.
Die in Absatz 1 Satz 4 genannte andere 6ffentliche Stelle darf den Nachweis an die fur
die Entscheidung Uber den Antrag zustandige Stelle Ubermitteln.

(3) Soll der Nachweis aus einem Register, welches in der Anlage zum Identifika-
tionsnummerngesetz vom 28. Marz 2021 (BGBI. | S. 591) aufgefihrt ist, abgerufen
werden, darf die nachweisanfordernde Stelle die Identifikationsnummer nach § 1 des
Identifikationsnummerngesetzes zum Zwecke der Zuordnung der Datensatze zum An-
tragsteller und Abruf des Nachweises an die nachweisliefernde Stelle Gbermitteln. Das
Nachweisabrufersuchen darf zusatzlich weitere Daten im Sinne von § 4 Absatz 2 und
3 des Identifikationsnummerngesetzes, in der Regel das Geburtsdatum, zur Validie-
rung der Zuordnung enthalten. Zu diesem Zweck darf die nachweisliefernde Stelle die
Daten im Sinne von § 4 Absatz 2 und 3 des Identifikationsnummerngesetzes verarbei-
ten.

(4) Bevor die flr die Entscheidung Uber den Antrag zustandige Behdrde den ab-
gerufenen Nachweis zum Zwecke der Erbringung der antragsgebundenen Verwal-
tungsleistung verwenden darf, hat der Antragsteller im Fall von Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 die Moglichkeit, den Nachweis vorab einzusehen. Der Antragsteller kann ent-
scheiden, ob der Nachweis flir das Antragsverfahren verwendet werden soll.
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(5) Fur die Zulassigkeit des einzelnen Nachweisabrufs nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 trégt die nachweisanfordernde Stelle die Verantwortung.”

Nach § 5 wird folgender § 5a eingeflgt:

»3 Ha
Grenzuberschreitende Nachweisabrufe

(1) Die zustandige Behorde darf bei einer Behorde eines anderen Mitgliedstaats
der Europaischen Union einen Nachweis im Sinne von Artikel 14 Absatz 2 der Verord-
nung (EU) 2018/1724 vom 2. Oktober 2018 Uber die Einrichtung eines einheitlichen
digitalen Zugangstors zu Informationen, Verfahren, Hilfs- und Problemlésungsdiensten
und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (ABI. L 295 vom 21.11.2018, S.
1) automatisiert abrufen, soweit dies zur Erflllung ihrer Aufgaben flr eines der Verfah-
ren nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1724 erforderlich ist.

(2) Die automatisierte Ubermittlung von Nachweisen im Sinne von Artikel 14 Ab-
satz 2 der Verordnung (EU) 2018/1724 an Behoérden anderer Mitgliedstaaten der Eu-
ropaischen Union ist zulassig, soweit diese zustandig sind und dies zur Erflllung ihrer
Aufgaben fir eines der Verfahren nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2018/1724 erforderlich ist.

(3) Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten nach den Absatzen 1 und 2
kénnen intermediare Plattformen zum Einsatz kommen.©

§ 9a wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 werden die Worter ,Bundesministerium des Innern, fir Bau und Hei-
mat“ durch die Worter ,Bundesministerium des Innern und fir Heimat“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) Das Wort ,Basisdienste” wird durch die Worter ,zur Unterstlitzung der elektro-
nischen Abwicklung von Verwaltungsleistungen insbesondere folgende Basis-
funktionen* ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden die Woérter ,das Nutzerkonto Bund“ durch die Wérter ,ein
Nutzerkonto nach § 2 Absatz 6 des Onlinezugangsgesetzes® ersetzt.

cc) In Nummer 3 wird das Wort ,,Online-Antragsformulare® durch das Wort ,On-
line-Formulare® ersetzt und nach dem Wort ,Beantragung” die Wérter ,und
Abwicklung® eingeflugt.

dd) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

,4. fir Behorden des Bundes, die an das Verwaltungsportal des Bundes an-
geschlossen sind, einen sicheren elektronischen Ubermittlungsweg be-
reitzustellen, mit dem sie
a) Online-Formulare empfangen und herunterladen kénnen,

b) Bescheide, elektronische Dokumente, Informationen und Nachrich-

ten hochladen und elektronisch an das Nutzerkonto des Nutzers
Ubermitteln konnen,
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c) elektronische Dokumente, Informationen und Nachrichten aus dem
Nutzerkonto des Nutzers empfangen konnen und®.

ee) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 angefigt:
,9. fur die Behorden des Bundes die Teilnahme an mindestens einem im

elektronischen Geschaftsverkehr Ublichen und hinreichend sicheren
Zahlungsverfahren zu ermoglichen.®

9. § 9b wird wie folgt geandert:

a)

Folgender neuer Absatz 1 wird vorangestellt:

»(1) Die fur die Zwecke nach § 9a Absatz 3 erforderlichen personenbezoge-
nen Daten durfen im Verwaltungsportal des Bundes verarbeitet werden. Dies gilt
auch fir die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im
Sinne des Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz nattrlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom
22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2), soweit diese flr eine Verwaltungs-
leistung, die Uber das Verwaltungsportal des Bundes elektronisch abgewickelt
wird, erforderlich sind. § 22 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt entspre-
chend.”

Absatz 1 wird zu Absatz 2 und wie folgt geandert:

aa) Das Wort ,,Online-Antragsformular® wird durch das Wort ,,Online-Formular® er-
setzt.

bb) Die Wérter ,durfen bereits vor Abschluss der Antragstellung gespeichert wer-
den“ werden durch die Worter ,durfen dartber hinaus gespeichert werden®
ersetzt.

cc) Die Worter ,(zwischengespeicherte Antragsdaten)* werden durch die Woérter
»(zwischengespeicherte Verfahrensdaten)“ ersetzt.

dd) Die Worter ,wenn die Antragstellende Person eingewilligt hat* werden durch
die Worter ,um dem Nutzer zu ermoglichen, das Online-Formular zu einem
spateren Zeitpunkt zu korrigieren, zu 16schen und auch nach Ubermittiung an

die zustandige Behorde zu erganzen oder die zwischengespeicherten Verfah-
rensdaten erneut verwenden zu kdnnen* ersetzt.

Der bisherige Absatz 2 wird aufgehoben.
Absatz 3 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird wie folgt geandert:
aaa) Die Worter ,vor Antragstellung auch” werden gestrichen.

bbb) Das Wort ,Antragsdaten” wird durch das Wort ,Verfahrensdaten® er-
setzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,Antragsdaten® durch das Wort ,Verfahrensdaten“ und
die Worter ,die antragstellende Person® durch die Woérter ,den Nutzer” ersetzt.
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cc) In Satz 3 werden die Woérter ,Die antragstellende Person ist* durch die Wérter
,Der Nutzer ist vorab® und die Wérter ,zwischengespeicherte Daten“ durch das
Wort ,zwischengespeicherten Verfahrensdaten® ersetzt.

dd) Folgender Satz wird angefugt:

,Davon unabhangig ist die langerfristige Speicherung von zwischengespei-
cherten Verfahrensdaten zulassig, wenn dies flur die Erflllung der durch das
Verwaltungsportal des Bundes erfassten Zwecke erforderlich ist.”

Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Der Zugriff auf die zwischengespeicherten Verfahrensdaten wird im Ver-
waltungsportal des Bundes Ubergreifend bereitgestellt. Die fir diesen Zweck erfor-
derlichen Stamm- und Verfahrensdaten dirfen im Verwaltungsportal des Bundes
verarbeitet werden.*

§ 9c wird wie folgt geandert:

a)

In Absatz 1 werden die Worter ,§ 9a Absatz 3 Nummer 3 und 4“ durch die Worter
»8 9a Absatz 3 Nummer 3, 4 und 5" sowie die Wérter ,§ 9b Absatz 1 und 2 durch
die Worter ,§9b Absatz 2 und 3“ ersetzt.

In Absatz 2 werden die Waérter ,in eigener datenschutzrechtlicher Verantwortlich-
keit“ durch die Wérter ,in ausschlieRlicher eigener datenschutzrechtlicher Verant-
wortlichkeit” eingeflgt.

§ 16 wird wie folgt neu gefasst:

.3 16
Barrierefreiheit und Nutzerorientierung

Die Behorden des Bundes gestalten die elektronische Kommunikation und elekt-

ronische Dokumente nutzerfreundlich und barrierefrei. Fur die barrierefreie Gestaltung
gilt die Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung (BITV 2.0) vom 12. September
2011 (BGBI. | S. 1843) in der jeweils aktuellen Fassung entsprechend.”

Artikel 3

Anderung des IT-Netzgesetzes

Das IT-NetzG vom 10.08.2009 (BGBI. | S. 2702, 2706), das zuletzt durch Artikel 72
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328) geandert worden ist, wird wie folgt
geandert:

§ 3 wird wie folgt gefasst:

77§ 3

Datenaustausch; Verordnungsermachtigung
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(1) Der Datenaustausch zwischen dem Bund und den Landern erfolgt Gber das
Verbindungsnetz, im Anwendungsbereich des Onlinezugangsgesetzes auch Uber an-
dere Netze des Bundes, die einen dem beabsichtigten Datenaustausch entsprechen-
den IT-Sicherheitsstandard aufweisen. Die Aufgaben des Bundesamtes fur Sicherheit
in der Informationstechnik bleiben von der Regelung unberuhrt.

(2) Das Bundesministerium des Innern und fir Heimat wird erméachtigt, im Beneh-
men mit dem Koordinierungsgremium durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des

Bundesrates die anderen Netze nach Absatz 1 und deren IT-Sicherheitsstandards fest-
zulegen.”

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ... (einsetzen: erster Tag des auf die Verkiindung folgenden
Quartals in Kraft.
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Begriundung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das Onlinezugangsgesetz (OZG) verpflichtet Bund und Lander, bis zum 31.12.2022 samt-
liche Leistungen der Verwaltung auch digital anzubieten. Zugleich sollen Verwaltungspro-
zesse vereinfacht und schneller gestaltet werden. Blrgerinnen und Burger sowie Unterneh-
men sollen entlastet werden.

Die dafir erforderliche Infrastruktur aus Portalverbund und Nutzerkonten ist komplex und
wirft stdndig neue Herausforderungen hinsichtlich der Verknipfung der Verwaltungsleistun-
gen und der nutzerfreundlichen Herstellung der Interoperabilitat auf. Der Umsetzungsstand
beim digitalen Angebot von Verwaltungsleistungen ist sehr unterschiedlich: Bei den OZG-
Leistungen handelt es sich um ca. 575 Leistungsbiindel (bestehend aus bis zu 100 Verwal-
tungsleistungen), die nach Inkrafttreten des OZG erhoben wurden. Die deutsche Verwal-
tung kennt seitdem zum ersten Mal den Gesamtumfang ihrer Leistungen. Der Bund hat
seine Verpflichtungen (115 OZG-Leistungen) im Wesentlichen erfiillt, Lander (inklusive
Kommunen) haben zwar deutlich mehr (460), sind aber auch deutlich zurtick. Der Bund hat
bislang mit Finanzmitteln sowie Strategie- und Programm-Management untersttzt.

Doch trotz erkennbarer Erfolge bleiben der Digitalisierungsgrad und die Zufriedenheit mit
der Verwaltung hinter den Erwartungen der Bevdlkerung und der Wirtschaft zurtck.

Die urspriingliche Herangehensweise, dass Bund und Lander jeweils eigenstandig ihre An-
forderungskataloge umsetzen, hat sich als nicht realistisch herausgestellt. In der Umset-
zung wird immer haufiger nach Synergien gesucht: einmal entwickelte Dienste sollen nach-
genutzt werden kdnnen. Dies betrifft zum einen die Basisdienste, die fachunabhangig die
elektronische Abwicklung einer Verwaltungsleistung unterstitzen, indem sie Funktionen fur
die Identifikation und Authentisierung, den Versand von Nachrichten oder das digitale Be-
zahlen anbieten. Es qilt aber gleichermalden flr IT-Anwendungen, mit denen fachspezifi-
sche Antragsdaten erhoben werden.

Die Umsetzung des OZG ist immer dort erfolgreich, wo Bund und Lander gemeinsam und
arbeitsteilig vorgegangen sind. Daran soll in der Weiterentwicklung des OZG angeknlpft
werden.

Zugleich soll der Blick auf das Ziel gerichtet werden: eine einfache, moderne und digitale
Verfahrensabwicklung.

L. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Der Entwurf sieht folgende wesentliche Anderungen vor:

e Streichung OZG-Umsetzungsfrist zugunsten einer noch zu regelnden Schwerpunkt-
setzung und begleitenden Evaluierung, §§ 1a, 12 OZG

e Regelung zum Verwaltungsverfahrensrechts fur die OZG-Umsetzung, zudem Ein-
fuhrung eines qualifizierten elektronischen Siegels, § 9a OZG

e Bund stellt zentrale Basisdienste bereit und ersetzt damit landeseigene Entwicklun-
gen flr Nutzerkonto und Postfach, §§ 3, 13 OZG
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o Starkere Berlicksichtigung der Belange der Kommunen, §§ 1, 1a OZG
o Bereitstellung eines einheitlichen Supports (§ 3a OZG)

¢ Das einheitliche Organisationskonto erhalt Rechtssicherheit und wird verbindlich, §
3 Absatz 2, 3 OZG

o Datenschutzregelungen fur EfA-Antragsassistenten, §§ 2, 8a OZG

o Regelung des Once-Only-Prinzips durch eine Generalklausel, §§ 5, 5a EGovG

¢ Verbindlichkeit der Nutzerfreundlichkeit und Barrierefreiheit, § 7 OZG, § 16 EGovG
e Mehr Funktionen fur das Bundesportal, § 9a - c EGovG

Die weitere Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes soll begleitend evaluiert werden (§ 12
0OZG). Die begleitende Evaluierung soll den bisherigen Austauschprozess verstetigen und
mit einem kontinuierlich begleitenden Fehlerbehebungsprozess flankieren.

1. Alternativen

Keine. Bund und Lander sind sich einige, dass der Weg der Umsetzung des Onlinezu-
gangsgesetzes fortgesetzt werden muss. Die im Zuge der OZG-Umsetzung etablierte ar-
beitsteilige Zusammenwirken hat sich bewahrt und soll weiter ausgebaut werden. Das OZG
ist aber nur ein Baustein und Antreiber fiir die Digitalisierung von Verwaltungsverfahren
insgesamt. Die vorgeschlagenen Rechtsanderungen bilden die derzeit notwendigsten Be-
darfe fir die Fortsetzung der Verwaltungsdigitalisierung ab.

IV. Gesetzgebungskompetenz

Dem Bund steht die Gesetzgebungskompetenz flir Regelungen zum Portalverbund und der
Herstellung eines ubergreifenden informationstechnischen Zugangs zu sowie die Regelung
von Verfahren der Bundes- und Landesbehérden beim Vollzug unmittelbar geltender EU-
Rechtsakte sowie von Bundesrecht zu. Fir die Anderung des OZG (Artikel 1) ergibt sich
zum einen aus Artikel 91c Absatz 5 des Grundgesetzes (GG), hinsichtlich der verfahrens-
rechtlichen Regelung (Artikel 1 Nummer 12) folgt dies fir die Bundesverwaltung aus der
Natur der Sache oder als Annexkompetenz zur jeweiligen Gesetzgebungskompetenz (Arti-
kel 72 ff. GG). Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fur Organisation und Verfahren
der Landesbehdrden beim Vollzug von Bundesrecht in landeseigener Verwaltung oder in
Bundesauftragsverwaltung ergibt sich ebenfalls als Annexkompetenz zur jeweiligen Ge-
setzgebungskompetenz oder aus den ausdricklichen Kompetenzzuweisungen in Artikel 84
Absatz 1 und Artikel 85 Absatz 1 Satz 1 GG.

Die Zustandigkeit des Bundes fiir die Anderung des E-Government-Gesetzes (EGovG, Ar-
tikel 2) folgt fir die Bundesverwaltung aus der Natur der Sache und im Ubrigen als Annex-
kompetenz zur jeweiligen Gesetzgebungskompetenz, die auch die Regelung von Organi-
sation und Verfahren von Landesbehdérden beim Vollzug von Bundesrecht in landeseigener
Verwaltung (Artikel 84 Absatz 1 GG) oder in Bundesauftragsverwaltung (Artikel 85 Absatz
1 GG) umfasst.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fir die Anderungen am IT-NetzG (Artikel 3)
ergibt sich fur das Verbindungsnetz aus Artikel 91c Absatz 4 und im Ubrigen aus Artikel 91c
Absatz 5 des Grundgesetzes.
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und dem Vélkerrecht vereinbar.

VL. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Durch verschiedene Rechtsanderungen soll die Digitalisierung von Verwaltungsleistungen
vereinfacht werden.

Artikel 1 Nummer 12: Darlber hinaus werden die Identifizierung und der Schriftformersatz
fur Bundesbehdrden sowie die Umsetzung von Bundesrecht vereinfacht. Dies erleichtert
auch die Rechtsanwendung bei der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes. Die Schrift-
form wird durch die neu konzipierte Regelung ersetzt. In einem Birgerkonto soll der Online-
Personalausweis, in einem einheitlichen Organisationskonto das Elster-Softwarezertifikat
fur den Schriftformersatz zum Einsatz kommen. Weitere Identifizierungsmittel oder Wege
des Schriftformersatzes sind nicht vorgesehen. dies soll eine bundesweit einheitliche digi-
tale Abwicklung fordern.

Artikel 2 Nummer 2a ermoglicht den Einsatz eines qualifizierten elektronischen Siegels als
schriftformersetzendes Instrument neben der qualifizierten elektronischen Signatur. Dies
vereinfacht den Schriftformersatz bei der Ubersendung von Bescheiden einer Behérde an
Antragsteller (Ruckkanal). Bisher finden lediglich qualifizierte elektronische Signaturen
(geS) eine rechtliche Verankerung als schriftformersetzendes Instrument im Rickkanal.
Elektronische Signaturen sind Daten in elektronischer Form, die anderen elektronischen
Daten beigefligt oder logisch mit ihnen verbunden werden. Allerdings fluhren die techni-
schen und administrativen Vorgaben (Behdrdenmitarbeitende bendtigen eine Signaturkarte
und den dazugehorigen PIN) dazu, dass in der Praxis kaum eine Behdrde elektronische
Bescheide mit der qualifizierten elektronischen Signatur erldsst. Aus rein technischer Sicht
unterscheiden sich eine elektronische Signatur und ein elektronisches Siegel nicht. Unter
elektronischen Siegeln versteht sich ebenfalls die logische Verbindung oder Beifligung von
Daten in elektronischer Form mit anderen Daten in elektronischer Form. Der Unterschied
zwischen Signatur und Siegel liegt darin, dass ein elektronisches Siegel als personenunab-
hangiges Organisationszertifikat (Artikel 3 Nummer 29f. eIDAS-VO) eingesetzt werden
kann, welches flr juristische Personen oder sonstige Organisationen (Behdrden) ausge-
stellt werden kann. Ein elektronisches Siegel kann daher als Pendant zum Organisations-
oder Behordenstempel angesehen werden. Dies verringert den administrativen Aufwand
innerhalb einer Behorde.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Es ergeben sich Auswirkungen auf die Zielstellungen der nationalen Nachhaltigkeitsstrate-
gie. Das Gesetz tragt zu einer nachhaltigen Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhal-
tigkeitsstrategie bei.

Berthrt sind die Indikatorbereiche SDG 8 Menschenwiirdige Arbeit und Wirtschaftswachs-
tum mit dem Indikator 8.2. Staatsverschuldung: Staatsfinanzen konsolidieren — Generatio-
nengerechtigkeit schaffen sowie der Indikatorbereich 9 Innovation: Zukunft mit neuen L6-
sungen nachhaltig gestalten.

Indikator 8.2 wird dadurch berlhrt, dass der Entwurf Haushaltsausgaben bei Bund, Landern
und Kommunen ausldst, die grundsatzlich die Belange der Generationengerechtigkeit und
den Aspekt ausgeglichener Haushaltsfihrung berthren. Haushaltsausgaben sollten stets
nachhaltig und mit Blick auf den Nutzen auch flr zuklnftige Generationen veranschlagt
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werden. Dies ist im Falle der geplanten Mehrausgaben fir die weitere Umsetzung des On-
linezugangsgesetzes und der Digitalisierung der Verwaltung der Fall. Denn diese dienen
der Modernisierung der Verwaltung und machen diese zukunftsfest. Dies bertiihrt, jedenfalls
mittelbar, den Indikatorbereich 9. Eine zukunftsfeste, moderne Verwaltung kann in ihrem
Verwaltungshandeln schneller und professioneller agieren. Mittelbar unterstitzt damit eine
moderne Verwaltung eine innovationszugewandte Wirtschaft.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Diese Angaben kdnnen derzeit noch nicht hinreichend konkretisiert werden und sollen da-
her im Verlaufe der weiteren Abstimmung ermittelt werden.

4. Erfullungsaufwand

Der Erfullungsaufwand wird gegenwartig in Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bun-
desamt ermittelt. Die Darstellung soll sodann parallel zur Abstimmung des Entwurfs ge-
meinsam mit Ressorts und Landern erarbeitet werden.

5. Weitere Kosten

Weitere Kosten sind nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

1. Gleichstellungspolitische Belange

Gleichstellungspolitische Belange sind berlcksichtigt. Frauen und Manner sind in gleicher
Weise betroffen. Auch eine mittelbare geschlechterbezogene Benachteiligung liegt nicht
VOr.

2. Gleichwertigkeits-Check

Dieses Gesetzesvorhaben hat Auswirkungen auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhalt-
nisse der Menschen, ungleiche Lebensverhaltnisse sollen verringert, nicht verfestigt oder
verstarkt werden. Ein wichtiger Beitrag besteht darin, durch die Digitalisierung von Verwal-
tungsleistungen die Inanspruchnahme dieser Leistungen orts- und zeitunabhangig zu er-
maoglichen. Die Erreichbarkeit von Einrichtungen der Daseinsvorsorge wird damit ausge-
weitet, staatliche Dienstleistungen kdnnen ohne personliches Erscheinen, digital und be-
quem von zu Hause erledigt werden. Voraussetzung ist aber eine angemessene offentliche
digitale Infrastruktur (Breitband, Mobilfunk). Durch die Maflnahmen dieses Gesetzes wird
die weitere Umsetzung des OZG verbessert, um die Bereitstellung derartiger zeit- und orts-
unabhangiger Dienste deutlich zu erhéhen.

VIl. Befristung; Evaluierung

Das Gesetz sieht keine erneute Befristung vor. Bis zum 31. Dezember 2022 hatte die erst-
malige vollstandige Umsetzung des OZG erfolgen mussen. Sofern Umsetzungsmafinah-
men bis zu diesem Zeitpunkt nicht abgeschlossen sind, sind diese alsbald nachzuholen.
Der Umstand, dass noch nicht alle Verwaltungsleistungen auch elektronisch verfiigbar sind,
soll aber nicht dazu fihren, dass zugunsten von Bund und Landern die Ubergangsfrist ver-
langert wird. Vielmehr soll die ersatzlose Streichung der Frist deutlich machen, dass dieses
elektronische Angebot eine Daueraufgabe von Bund und Landern ist. Die Konsequenz flr
das Nicht-Erreichen dieser Zielvorgabe soll nicht in einer Verlangerung der Umsetzungsfrist
bestehen.

§ 12 sieht eine Evaluierungsklausel vor. Auf die Begrindung dazu wird verwiesen.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Onlinezugangsgesetzes)
Zu Nummer 1

Ziel der Erganzung ist es, den Anwendungsbereich des OZG klarzustellen. Der Anwen-
dungsbereich insbesondere hinsichtlich der mittelbaren Verwaltung ist in der praktischen
Umsetzung bis zuletzt mit Unsicherheiten behaftet geblieben.

Aufbauend auf dieser Definition des Anwendungsbereichs kann im weiteren Gesetz klarer
geregelt werden, welche Verpflichtungen konkret durch die 6ffentlichen Stellen umzusetzen
sind. Der Anwendungsbereich erstreckt sich dem Wortlaut nach zunachst auch auf die ver-
fahrensrechtlichen Regelungen der §§ 9 und 9a. In der weiteren Abstimmung sind hier wei-
tere Rechtsanderungsbedarfe mit Ressorts und Landern zu klaren.

Von mittelbarer Staatsverwaltung spricht man, wenn der Staat — anders als bei der unmit-
telbaren Staatsverwaltung — seine Verwaltungsaufgaben nicht durch eigene Behoérden in
eigener Tragerschaft erflllt, sondern durch rechtlich selbstandige Verwaltungseinheiten.
Hierzu gehoren Kérperschaften (z. B. Arztekammern, Hochschulen, GKV, Bundesagentur
fur Arbeit), Anstalten (z. B. Rundfunkanstalten) und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts (z.
B. Stiftung PreuRischer Kulturbesitz), aber auch beliehene Unternehmer (z. B. TUV, Be-
zirksschornsteinfegermeister, freiberufliche Fleischbeschauer).

Artikel 91c Absatz 5 GG erfasst sdmtliche Verwaltungsleistungen von Bund und Landern
(einschl. Kommunen) unabhangig davon, ob sie in unmittelbarer oder mittelbarer Verwal-
tung erbracht werden. Der verfassungsandernde Gesetzgeber wollte alle (geeigneten) Ver-
waltungsleistungen fur Blrgerinnen und Burger und die Wirtschaft online angeboten wis-
sen. Eine Differenzierung zwischen mittelbarer und unmittelbarer Verwaltung kennt Artikel
91¢ GG auch im Ubrigen nicht; ebenso wenig wird in Artikel 83, 84 und 85 GG, die das
Bund-Lander-Verhaltnis in Bezug auf die Verwaltungszustandigkeiten grundsatzlich regeln,
entsprechend differenziert.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a

Die bisherige Frist, bis zu der das Onlinezugangsgesetz umgesetzt sein musste, wird er-
satzlos gestrichen. Eine Nachfrist fur die unterbliebene Umsetzung wird ausdrucklich nicht
bestimmt. Die Bereitstellung eines elektronischen Zugangs zu Verwaltungsleistungen stellt
eine Daueraufgabe fur Bund und Lander, einschlieR®lich der Kommunen dar. Durch eine
weitere ,Nach-Frist® wirde diese Aussage konterkariert.

Die umfassende und nutzerfreundliche Erflillung dieses Anspruchs wird weiterhin eine
grolRe Herausforderung fur die offentliche Verwaltung bleiben. Die fur die Umsetzung not-
wendige Priorisierung wird durch den neu eingefligten Absatz 4 verbindlich gemacht.

Weiterhin verpflichtet sind beide staatlichen Ebenen und zugleich die mittelbare wie unmit-
telbare Verwaltung. Hierzu wird erganzend auf die Begrindung des neu eingefigten § 1
verwiesen.

Zu Buchstabe b

In Absatz 2 wird der Regelungsgehalt des bisherigen § 3 Absatz 1 angefugt.

Neu ist die Verpflichtung in Satz 2. Eine gelingende OZG-Umsetzung hangt erheblich von
der Einbindung und Unterstitzung der kommunalen Ebene ab. Auf kommunaler Ebene wird
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der uberwiegende Teil des Verwaltungsvollzugs geleistet. Eine Digitalisierung des Verwal-
tungsvollzugs soll dort zu besonderer Entlastungswirkung fiihren. Bisher jedoch ist dies auf
der kommunalen Ebene jedoch noch nicht zu verzeichnen. Die Gemeinden und Gemein-
deverbéande sind in besonderem Mal3e auf die Unterstutzung durch die Lander angewiesen.
Diese missen die technischen und organisatorischen Voraussetzungen schaffen, nach de-
nen sich Kommunen beispielsweise an das Landesportal und damit dem Portalverbund an-
schliel’en kénnen. Dies betrifft etwa Regelungen im Landesrecht, nach denen das Land
seinen Kommunen Basisdienste und Schnittstellen zu Datenaustauschformaten anbietet.
Eine Reihe von Landern haben derartige Regelungen bereits getroffen, diese sind aber in
allen Landern angezeigt.

Zu Buchstabe c
Zu Absatz 3:

Der Bund bietet den Landern an, seinen Basisdienst flr das Suchen und Finden von Ver-
waltungsleistungen des Bundes, der Lander und der Kommunen im Portalverbund mit-
zunutzen. Uber die Suche konnen die Nutzer Informationen zu Verwaltungsleistungen fin-
den und verfligbare Online-Dienste fir deren digitale Inanspruchnahme aufrufen. Der Bund
stellt den Nutzern damit einen Ubergreifenden Dienst bereit, der eine einfache und Uber-
sichtliche Orientierung ermaoglicht. Dies erfolgt zentral durch den Bund, auch mit Blick auf
das Vorbild auf europdischer Ebene (Portal YourEurope).

Damit wird der Grundstein fir einen klaren, verstandlichen Einstiegs- und Informationspunkt
fur Verwaltungsleistungen gelegt und eine staatliche Alternative zur Nutzung privater Such-
maschinenanbieter geschaffen. Alle anderen Portale kdnnen auf dieses Suchportal des
Bundes verlinken. Eigene Suchportale der Lander bleiben jedoch zulassig.

Zu Absatz 4:

Die bisherige Umsetzung des OZG hat gezeigt, dass es wiinschenswert ware, dass Bund
und Lander rechtlich, technisch und organisatorisch enger abgestimmt zusammenarbeiten,
damit der in Artikel 91c Absatz 5 des Grundgesetzes angestrebte Ubergreifende informati-
onstechnische Zugang ermdglicht werden kann. Der tbergreifende informationstechnische
Zugang muss aus Sicht der Burgerinnen und Blrger sowie der Unternehmen insbesondere
ermoglichen, dass Antrage und Informationspflichten elektronisch eingereicht, erforderliche
Nachweise elektronisch erbracht und Bescheide offentlicher Stellen ebenfalls Uber diesen
ubergreifenden informationstechnischen Zugangskanal abgewickelt werden konnen.

Diese Anforderung kann technisch nur umgesetzt werden, wenn es einen einfachen, lan-
derubergreifenden Datenaustausch gibt.

Von weitergehenden Verpflichtungen, etwa einer verpflichtenden Regelung einer Ende-zu-
Ende-Digitalisierung der Fachverfahren, sieht der Regelungsvorschlag ab. Die Erforderlich-
keit einer solchen Ende-zu-Ende-Digitalisierung wird dabei nicht in Zweifel gezogen. Diese
ist mehrfach bestatigt worden und ihre Bedeutung durch Bund und Lander ausdricklich
betont worden (s. Beschluss des Bundeskanzlers und der Regierungscheffinnen und Re-
gierungschefs vom 8. Dezember 2022, TOP 13.2. OZG und Registermodernisierung).

Darin liegt aber auch eine wichtige Erweiterung der bisherigen OZG-Umsetzung. Diese soll
— unter einem rein praktischen Blickwinkel — die Ziele der Verwaltungsdigitalisierung und
der Registermodernisierung in den Blick nehmen. Die Verwaltungsdigitalisierung und Re-
gistermodernisierung gehen Uber die Umsetzung des OZG hinaus. Dabei spielen die An-
forderungen der Registermodernisierung, die u.a. darauf zielt, Nachweispflichten durch Da-
tenaustauschverfahren zu vereinfachen, eine besondere Rolle. Im Hinblick auf die Ziele der
Registermodernisierung muss auch bei der Umsetzung des OZG zukunftig noch starker der
medienbruchfreie, landeribergreifende Datenaustausch in den Blick genommen werden.
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Bei der Entwicklung von Formularassistenten muss der gesamte Verwaltungsprozess mit-
gedacht werden. Diese Betrachtung ist bisher im Zuge der OZG-Umsetzung bereits haufig
angestellt werden, sie ist jedoch zeitaufwandig und es bedarf einer besonderen gesetzli-
chen Bestatigung, dass dieser Arbeitsaufwand notwendig und erforderlich ist und zugleich
einer Einschrankung, dass dieser Aufwand nur sukzessive fur alle Verwaltungsleistungen
umsetzbar ist und einer Priorisierung bedarf.

Daher sieht Satz 2 eine Rechtsverordnungsermachtigung vor, mit der die Bundesregierung
mit Zustimmung des Bundesrates eine Festlegung trifft, fir welche Verwaltungsleistungen
diese Pflicht vorrangig umzusetzen ist. Diese Regelung spiegelt eine Erkenntnis aus der
bisherigen OZG-Umsetzung wider: der Konzentration auf herausragende Verwaltungsleis-
tungen ist der Vorzug vor einer unterschiedslosen Digitalisierung zu geben. Hier wird sich
ansonsten der auch im Bereich der offentlichen Verwaltungen zu verzeichnende Fachkraf-
temangel und die Beschrankung der Kapazitaten der offentlichen IT-Dienstleister auswir-
ken.

Hervorgehoben werden soll die Betroffenheit, aber auch Bedeutung der Gemeinden und
Gemeindeverbande fir die Umsetzung des OZG. lhre Belange sollen durch ein herausge-
hobenes Anhdrungsrecht der kommunalen Spitzenverbande besser Bericksichtigung fin-
den.

Bei der Umsetzung ist eine Konzentration auf wesentliche Verfahren und eine Reihenfolge
der Umsetzung sowie deren zentrale Kommunikation notwendig. Die Kommunen sind als
Partner in diesem Prozess von besonderer Bedeutung, ihre Spitzenverbande erhalten da-
her in der Abstimmung eine hervorgehobene Rolle. Diese muss sich insbesondere darin
ausdriicken, dass den kommunalen Spitzenverbanden ausreichend Zeit fiir die Befassung
und eine ernsthafte argumentative Auseinandersetzung ermoglicht wird.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Aufnahme einer neuen Definition aufgrund der Einfigung von § 8a. Mit den §§ 2 Absatz 4
und 8a wird eine notwendige Datenverarbeitungsgrundlage fir eine bestimmte Konstella-
tion von Antragsassistenten geschaffen, die auf der Grundlage von § 4 entwickelt worden
sind.

Nach § 4 kann der Bund die Verwendung bestimmter IT-Komponenten fiir die Abwicklung
eines Verwaltungsverfahrens, das bspw. der Ausflihrung von Bundesgesetzen dient, recht-
lich verbindlich vorgeben. Eine solche IT-Komponente wird hier als Antragsassistent be-
zeichnet. Die Lander sind verpflichtet, diesen Antragsassistenten zu verwenden, es sei
denn, dass sie eigene, flr den Betrieb im Portalverbund geeignete IT-Komponenten bereit-
stellen.

§§ 2 Absatz 4 und 8a ermdglichen es, dass auch der Betrieb dieser IT-Komponenten in
einem Land zentral organisiert werden kann. Die Lander durfen beim Vollzug von Bundes-
recht zusammenwirken, § 8a erleichtert dieses Zusammenwirken in datenschutzrechtlicher
Hinsicht, indem die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit fiir den Betrieb dieses Diens-
tes bei einem Land konzentriert werden kann.

Diese Art der Umsetzung ist eine erhebliche Erleichterung fir die Umsetzung von EfA-An-
tragsassistenten. Damit wird ermoglicht, dass der Betrieb des Antragsassistenten bei einem
IT-Dienstleister konzentriert werden kann, ohne dass dieser IT-Dienstleister mit einer Viel-
zahl von Landern oder kommunalen Stellen Auftragsdatenverarbeitungsverhaltnisse einge-
hen muss. Mit der neuen Begriffsbestimmung soll ein technikneutraler Begriff eingefuhrt
werden, um hinreichend genau bestimmen zu kénnen, welche Datenverarbeitungsvor-
gange in § 8a geregelt werden.
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In der Gesamtarchitektur der OZG-Umsetzung gibt es bisher keinen eindeutigen Begriff fur
diese Funktion der Datenerhebung und weiteren Datenverarbeitung. In der Landesgesetz-
gebung wurde primar von Antragsassistenten oder Assistenzdiensten gesprochen (vgl. § 3
Abs. 4 Gesetz Uber das Portal fur wirtschaftsbezogene Verwaltungsleistungen NRW, Artikel
21 Bayerisches Digitalgesetz). Gemeint ist in der Regel ein digitales Angebot, das Blrge-
rinnen und Burgern sowie Unternehmen ein elektronisches Ausflllen von Behérdenformu-
laren ermdglicht, die Daten also flir einen kurzen Zeitraum sammelt und dann kanalisierend
an die zustandige Fachbehorde weiterleitet. Das eigentliche Verwaltungsverfahren beginnt
dann erst im daran angeschlossenen IT-System (Fachverfahren), dessen Datenverarbei-
tung von der jeweils zustandigen Fachbehdrde verantwortet wird. Die datenschutzrechtli-
che Verantwortlichkeit von Antragsassistent und spaterem Fachverfahren fallen also be-
wusst auseinander; Naheres ergibt sich aus § 8a. Wesentlich fir den in § 2 Absatz 4 be-
schriebenen Dienst ist seine unterstitzende, dienende Funktion bei der Nutzung eines
elektronischen Angebots der Verwaltung. Der Begriff ,Antragsassistent® soll dabei zugleich
alle elektronischen Angebote erfassen, auch solche, die nicht in einen verfahrensrechtli-
chen Antrag miinden, sondern beispielsweise der Abwicklung einer Informationspflicht die-
nen. Im Ubrigen wird auf die Begriindung zu § 8a verwiesen.

Zu Buchstabe b
Anderung der Absatzbezeichnung wegen Einfligung von Absatz 4.
Zu Buchstabe c

Satz 1 wurde um eine Kommunikationskomponente erganzt, da § 3 Absatz 1 zukunftig vor-
sieht, dass das Nutzerkonto mit der Postfachfunktion eine bi-direktionale Kommunikation
ermoglicht.

Damit werden letztlich die Nutzerkonten in ihrem Funktionsumfang deutlich erweitert: sie
haben zukinftig auch eine Kommunikationsfunktion. Derzeit verfugen Nutzerkonten nur
teilweise und in Ansatzen Uber diese Funktion, fir eine einfache, medienbruchfreie Gestal-
tung von Antragsprozessen ist dies jedoch unerlasslich.

Ermdglicht werden soll, dass Nutzer Angaben zu gestellten Antrdgen nach Antragsstellung
korrigieren oder erganzen oder Nachfragen zum Verfahrensstand stellen kénnen. Umge-
kehrt sollen Behdrden Nachfragen Uber das Nutzerkonto an den Nutzer stellen kdnnen. Die
Kommunikation ist dabei auf einen konkreten Vorgang bezogen, der Vorgang kann aber
auch abgeschlossen sein. Benachrichtigungen tber das Nutzerkonto sollen auch mdglich
sein, um z.B. in Kurze ablaufende Fristen (z.B. Ausweisbeantragung) erinnern zu kénnen.

Das Nutzerkonto soll so schrittweise zu einem vollumfanglichen Kommunikationsmittel aus-
gebaut werden.

Die bisherige Definition zum Organisationskonto wird an die Terminologie des Unterneh-
mensbasisdatenregistergesetzes angepasst, welches am 9. Juli 2021 in Kraft getreten ist.
Damit wird der Anwenderkreis zugleich erweitert. Ziel dieser Erweiterung ist es, den Nut-
zerkreis des Organisationskontos sicher mit dem Kreis der Verpflichteten aus dem UBRegG
zu synchronisieren. Denn fur die Umsetzung der Verpflichtung aus dem UBRegG muss ein
Organisationskonto eingesetzt werden. Durch diese Inbezugnahme wird der Kreis der Nut-
zungsberechtigten erweitert, weil er nun auch nattrliche Personen umfasst, die wirtschaft-
lich tatig sind. Derzeit befindet sich das Unternehmensdatenbasisregister noch im Aufbau.
In diesem sollen aber auch natirliche Personen gefiihrt werden, die wirtschaftlich tatig sind,
indem sie z.B. in ihrem Privathaushalt Haushaltshilfen beschaftigen. Die erforderlichen Mel-
dungen und sonstige Kommunikation sollen Uber das einheitliche Organisationskonto des
OZG erfolgen.
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Der bisherige Satz 5 wird aufgehoben und in § 3 neu geregelt. Auf die dortige Begriindung
wird verwiesen.

Zu Buchstabe d
Anderung der Absatzbezeichnung wegen Einfligung von Absatz 4.
Zu Buchstabe e

Die bisherige Regelung zur IT-Komponente Postfach wird neu gefasst, da die Postfacher
kiinftig zu einer vollumfanglichen, bi-direktionalen Kommunikationskomponente ausgebaut
werden sollen.

Der bisherige Satz 2 wird gestrichen, da er eine Anforderung an die (technische) Gestaltung
von Postfachern trifft und nicht nur der Begriffsbestimmung dient. Er soll daher nach § 3
OZG verschoben werden.

Auch der bisherige Satz 3 passt nicht in den Kontext der Begriffsbestimmung, da er eine
Anforderung flr die Verwendung von Postfachern trifft. Der Satz wird aufgehoben und in §
3 neu geregelt. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Nummer 4

Der bisherige Absatz 1 wird in § 1 Absatz 2 verschoben.

Zu Absatz 1:

Anderung der Absatzbezeichnung wegen Streichung von Absatz 1.

Der Bund Ubernimmt die Verpflichtung, ein einheitliches Birgerkonto im Portalverbund be-
reit zu stellen. Dies ist eine grundlegende Abkehr von der bisherigen Linie der OZG-Umset-
zung, fur den Bereich der Burgerkonten 17 verschiedene IT-Komponenten zuzulassen. Be-
reits 2020 wurde flr den Unternehmensbereich mit dem einheitlichen Organisationskonto
dieser Weg auf dringenden Wunsch der Wirtschafts- und Unternehmensverbande beschrit-
ten. FUr den Bereich der Burgerkonten war es jedoch bei der urspringlichen Konzeption
geblieben. Die Herstellung des Ubergreifenden informationstechnischen Zugangs zu Ver-
waltungsleistungen und deren nutzerfreundliche Abwicklung stellt jedoch zu hohe Anforde-
rungen an die Interoperabilitat der Nutzerkonten.

Zudem erweist es sich als wirtschaftlich und organisatorisch zunehmend unverhaltnisma-
Rig, die stetig wachsenden Anforderungen an die Funktionalitat eines Nutzerkontos parallel
in 17 Konten abzubilden.

Schlielich wirden eine Vielzahl von anzuschlieRenden Blrgerkonten nicht zuletzt die kom-
munale Ebene bei der Umsetzung des OZG uberfordern.

Eine Ubergangsregelung in § 13 soll Gewahr daflr bieten, dass Landeskonten noch so-
lange weiterbetrieben werden kénnen, bis der Ubergang auf das zentrale Birgerkonto tech-
nisch und organisatorisch ermdglicht ist.

Die Verwendung des Burgerkontos einschliellich des Postfachs bleibt flr Nutzer freiwillig.
Die bisher in der Begriffsbestimmung verortete Regelung erfolgt nunmehr an dieser Stelle.
Die bisherige Regelung wird aber eingeschrankt: die Freiwilligkeit der Verwendung von Nut-
zerkonten bezieht sich kiinftig nur auf den Bereich der Blrgerkonten. Neu ist hingegen die
Pflicht der Behorden, das Burgerkonto anzubinden.

Neu ist die Verpflichtung, ein technisches Angebot zu schaffen, mit dem barriere- und me-
dienbruchfrei kommuniziert werden kann. Damit werden letztlich die Nutzerkonten in ihrem
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verpflichtenden Funktionsumfang deutlich erweitert: sie haben zukuinftig verpflichtend auch
eine Kommunikationsfunktion. Derzeit verfugen Nutzerkonten nur teilweise und in Ansatzen
Uber diese Funktion, fir eine einfache, medienbruchfreie Gestaltung von Antragsprozessen
ist dies jedoch unerlasslich.

Ermaoglicht werden soll, dass Nutzer Angaben zu gestellten Antrégen nach Antragsstellung
korrigieren oder erganzen oder Nachfragen zum Verfahrensstand stellen kénnen. Umge-
kehrt sollen Behoérden Nachfragen iber das Nutzerkonto an den Nutzer stellen kénnen. Die
Kommunikation ist dabei auf einen konkreten Vorgang bezogen, der Vorgang kann aber
auch abgeschlossen sein. Benachrichtigungen Uber das Nutzerkonto sollen auch mdglich
sein, um z.B. in Klirze ablaufende Fristen (z.B. Ausweisbeantragung) erinnern zu kénnen.

Das Nutzerkonto soll so schrittweise zu einem vollumfanglichen Kommunikationsmittel aus-
gebaut werden.

Die bisherigen Regelungen zur IT-Komponente Postfach sind im neuen Absatz 1 zunachst
zusammengefasst worden. Es bleibt dabei, dass Postfacher Bestandteil eines Nutzerkon-
tos sind. Die Nutzung des Postfachs im Burgerkonto ist weiterhin freiwillig, einer expliziten
Wiederholung bedarf es an dieser Stelle aber nicht, da das Postfach Bestandteil des Nut-
zerkontos ist.

Zu Absatz 2:

Der bisherige Absatz 2 Satz 2 wird zu einem eigenen Absatz. Die bisherigen Regelungen
zur ldentifizierung, Authentisierung und Schriftformersatz im Organisationskonto sind nun-
mehr in § 9a fir alle Nutzerkonten einheitlich geregelt. Dies umfasst auch die bisherige
Regelung zum Einsatz der Elster-Softwarezertifikate im Organisationskonto.

Mit dieser Verschiebung ist fur das Organisationskonto keine grundsatzliche Neuregelung
verbunden. Es bleibt bei dem Einsatz der Elster-Softwarezertifikate. Entfallen ist die bishe-
rige Befristung des Einsatzes. Der Einsatz ist zukinftig ohne Befristung zulassig.

Zu Absatz 3:
Neu eingeflgt wird ein weiterer Absatz zum Organisationskonto.

Satz 1 soll sicherstellen, dass nicht nur der Kommunikationsweg von Nutzenden zur 6ffent-
lichen Verwaltung, sondern auch von Unternehmen zu Dienstleistern in das OZG beruck-
sichtigt wird, sofern diese Kommunikation dem Austausch von Informationen dient, die an
die offentliche Verwaltung zur Abwicklung einer Verwaltungsleistung weitergegeben wer-
den.

Das Anliegen dient dem Anspruch, eine medienbruchfreie Kommunikation entlang des ge-
samten Verwaltungsprozesses zu ermadglichen.

Neu ist die Verpflichtung fur Behdérden, die unternehmensbezogene Verwaltungsleistungen
elektronisch anbieten, das nach § 3 Absatz 2 angebotene Organisationskonto an die Ver-
waltungsleistung anzuschlielen. Das BMI hat insoweit von seiner Rechtsverordnungser-
machtigung Gebrauch gemacht und dem Freistaat Bayern sowie der Freien Hansestadt
Bremen gemeinsam die Aufgabe Ubertragen, ein Nutzerkonto fir Unternehmen, Organisa-
tionen und Behdrden in Form eines einheitlichen Organisationskontos bereit zu stellen. Die
neue Anbindungspflicht bezieht sich unmittelbar auf dieses einheitliche Organisationskonto
und seine durch den Freistaat Bayern und die Freie Hansestadt Bremen angebotenen Bau-
steine. Derzeit ist die Entwicklung von insgesamt sechs Bausteinen beauftragt. Bayern ent-
wickelt die Bausteine 1 bis 4, Bremen die Bausteine 5 und 6 des Unternehmenskontos.
Derzeit stehen noch nicht alle Bausteine vollumfanglich bereit, die Anbindungspflicht wird
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sich also stetig erweitern, sobald die entsprechenden Bausteine verfugbar sind. Die Anbin-
dung aller Bausteine gewahrleistet ein rechtsicheres und nutzerfreundliches Verfahren. Die
Anbindungspflicht umfasst ausdrticklich auch Bausteine, die ein organisationsspezifisches
Rechte- und Rollenkonzept ermdglichen (sog. Autorisierungsmodul). Hierdurch haben In-
haber von Organisationskonten die Mdglichkeit, die fur die Beantragung von Verwaltungs-
leistungen erforderlichen Berechtigungen innerhalb der Organisation differenziert zu verge-
ben. Dies dient auch dem Schutz vor unbefugter bzw. missbrauchlicher Beantragung von
Verwaltungsleistungen im Namen der Organisation und tragt zu einem rechtssicheren digi-
talen Verwaltungsverfahren bei.

Zu Nummer 5
Zu Absatz 1:

Uber die bestehenden Strukturen der Behérdennummer 115 soll eine einheitliche Bera-
tungsfunktion fur Blrgerinnen und Blrger sowie Unternehmen im Portalverbund erbracht
werden. Aufgabe soll es sein, Antragstellende fachunabhangig durch die fachlichen Zusam-
menhange, Zustandigkeiten und moglichen Verfahrensformen bei der Antragsstellung zu
beraten. Die Behordennummer 115 wird unterstutzend tatig und soll so die Zugangshurden
zu digitalen Verwaltungsangeboten senken. Eine konkrete, antragsbezogene Beratung
kann und soll die Behérdennummer aber nicht leisten. Dies bleibt den fachlich zustandigen
Stellen vorbehalten. Erforderlich ist aber eine einheitliche, fir den Nutzer zentrale Anlauf-
stelle fur allgemeine Unterstlitzungsanliegen hinsichtlich der Abwicklung digitaler Verwal-
tungsleistungen.

Zu Absatz 2:

Umfassende Datenverarbeitungsgrundlage fir Beratungs- und Unterstitzungstatigkeiten
nach Absatz 1.

Der Portalverbund bildet grundsatzlich auch Verwaltungsleistungen ab, die im Zusammen-
hang mit besonders schitzenswerten personenbezogenen Daten stehen. Um hinsichtlich
solcher Leistungen ein umfassendes Beratungsangebot sicherzustellen, ermdglicht Satz 2
auf Veranlassung des Nutzers auch die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbe-
zogener Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 vom 27.
April 2016 (ABI. L 119 vom 04.05.2016, S. 1-88). Wegen des engen Sachzusammenhangs
zwischen Beratung und Leistung wird im Hinblick auf Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung
(EU) 2016/679 vom 27. April 2016 (ABI. L 119 vom 04.05.2016, S. 1-88) regelmaRig der-
selbe Ausnahmetatbestand einschlagig sein.

Zu Nummer 6
Zu Buchstabe a

Anderung, um bereits in der Paragrapheniiberschrift zum Ausdruck zu bringen, dass die
Vorschrift eine Erméachtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen enthalt.

Zu Buchstabe b
Es wird eine notwendige Klarstellung hinsichtlich der Regelungskompetenz vorgenommen.
Zu Nummer 7

Anderung, um bereits in der Paragrapheniberschrift zum Ausdruck zu bringen, dass die
Vorschrift eine Ermachtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen enthalt.
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Die Anderung ist erforderlich, da sich mit der Regierungsumbildung in der 20. Legislaturpe-
riode Zustandigkeitszuschnitt und infolgedessen die Bezeichnung des Ministeriums veran-
dert hat.

Zu Nummer 8
Zu Buchstabe a

Anderung, um bereits in der Paragrapheniiberschrift zum Ausdruck zu bringen, dass die
Vorschrift eine Ermachtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen enthalt.

Zu Buchstabe b

Die Anderung ist erforderlich, da sich mit der Regierungsumbildung in der 20. Legislaturpe-
riode Zustandigkeitszuschnitt und infolgedessen die Bezeichnung des Ministeriums veran-
dert hat.

Zu Buchstabe ¢
Zu Doppelbuchstabe aa
Es erfolgen Klarstellungen zum Umfang der Rechtsverordnungsermachtigung.

Die Anderung ist erforderlich, da sich mit der Regierungsumbildung in der 20. Legislaturpe-
riode Zustandigkeitszuschnitt und infolgedessen die Bezeichnung des Ministeriums veran-
dert hat.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Anderung ist erforderlich, da sich mit der Regierungsumbildung in der 20. Legislaturpe-
riode Zustandigkeitszuschnitt und infolgedessen die Bezeichnung des Ministeriums veran-
dert hat.

Zu Buchstabe d

Die Anderung ist erforderlich, da sich mit der Regierungsumbildung in der 20. Legislaturpe-
riode Zustandigkeitszuschnitt und infolgedessen die Bezeichnung des Ministeriums veran-
dert hat.

Zu Nummer 9

Die Gewahrleistung von Nutzerfreundlichkeit war bereits bisher ein wesentlicher Grundge-
danke bei der Umsetzung des OZG. Teil der Nutzerfreundlichkeit ist die Herstellung der
Barrierefreiheit. Bei der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes und der Verwaltungsdigi-
talisierung soll die Nutzerfreundlichkeit und einfache Bedienbarkeit von IT-Produkten noch
starker als bisher gesetzlich verankert und damit bertcksichtigt werden. Dazu gehdrt auch,
dass Vertreterinnen und Vertretern der Menschen mit Behinderungen bei der Entwicklung
von IT-Produkten beteiligt werden sollen. Das Format der Digitallabore, das im Rahmen der
Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes genutzt wird, ist hier beispielgebend. Im Ubrigen
wird die Einflhrung eines Verbandsklagerechtes bei Verstol gegen diese Vorschriften
durch Erganzung des § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Behindertengleichstellungsgesetz
vorgesehen werden. Diese Anderung soll in einem Gesetzgebungsvorhaben zur Reform
des Behindertengleichstellungsgesetzes vorgenommen werden.
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Zu Nummer 10
Zu Buchstabe a

Die Uberschrift wurde wegen der Einfligung von § 8a prazisiert, um eine leichtere Abgren-
zung zwischen diesen beiden datenschutzrechtlichen Erlaubnistatbestéanden zu ermdogli-
chen.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Absatz 1 Satz 1 ist aufgrund der Neuregelung in § 9a nicht mehr erforderlich.
Zu Doppelbuchstabe bb

Fur die Adressierung der zustandigen Meldebehdrde Uber einen Verzeichnisdienst ist die
Verwendung des sogenannten Gemeindeschlissels (AGS - DSMeld-Blatt 1201) erforder-
lich. § 18 Absatz 3 Nummer 6a Personalausweisgesetz (PAuswG) regelt eine entspre-
chende Ubermittlungsbefugnis fiir den AGS aus dem Personalausweis. Eine korrespondie-
rende Norm im OZG gab es bisher nicht.

Zu Doppelbuchstabe cc
Redaktionelle Folgednderung wegen Einfligung eines neuen Buchstaben j.
Zu Doppelbuchstabe dd
Redaktionelle Folgednderung wegen Einflgung eines neuen Buchstaben j.
Zu Doppelbuchstabe ee

§ 8 trifft alle notwendigen Festlegungen, um die Datenverarbeitung zum Zwecke der Iden-
tifizierung und Authentisierung zu erlauben. Gleichwohl sah die Rechtsgrundlage bisher
vor, dass erganzend dazu eine Einwilligung des Nutzers vorliegen muss (Mischtatbestand).
Hier soll zukunftig mehr Klarheit geschaffen werden, indem der Begriff ,mit Einwilligung*
durch die Formulierung ,auf Veranlassung® ersetzt wird. Das Gesetz und die dort verankerte
Zweckbindung erlauben die Datenverarbeitung. Die bisherige Einwilligung ist kein zusatzli-
cher datenschutzrechtlicher Erlaubnistatbestand, sondern regelt die notwendige Steuerung
durch den Nutzer.

Zu Buchstabe c

§ 8 trifft alle notwendigen Festlegungen, um die Datenverarbeitung zum Zwecke der Iden-
tifizierung und Authentisierung zu erlauben. Gleichwohl sah die Rechtsgrundlage bisher
vor, dass erganzend dazu eine Einwilligung des Nutzers vorliegen muss (Mischtatbestand).
Hier soll zukunftig mehr Klarheit geschaffen werden, indem der Begriff ,mit Einwilligung“
durch die Formulierung ,auf Veranlassung® ersetzt wird. Das Gesetz und die dort verankerte
Zweckbindung erlauben die Datenverarbeitung. Die bisherige Einwilligung ist kein zusatzli-
cher datenschutzrechtlicher Erlaubnistatbestand, sondern regelt die notwendige Steuerung
durch den Nutzer. Seine Veranlassung, also seine Anmeldung mit einem Nutzerkonto, 16st
den Prozess der Identifizierung aus. Es soll also insbesondere keine automatische Identi-
tatsprifung erfolgen. Dies wird aber auch durch die ,Formulierung ,auf Veranlassung“ aus-
geschlossen.
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Zu Buchstabe d

§ 8 trifft alle notwendigen Festlegungen, um die Datenverarbeitung elektronischer Doku-
mente und Informationen zu Verwaltungsvorgangen und zum Zwecke der Identifizierung,
Authentisierung und Kommunikation zu erlauben. Gleichwohl sah die Rechtsgrundlage bis-
her vor, dass erganzend dazu eine Einwilligung des Nutzers vorliegen muss (Mischtatbe-
stand). Hier soll zuklnftig mehr Klarheit geschaffen werden, indem der Begriff ,mit Einwilli-
gung“ durch die Formulierung ,auf Veranlassung“ ersetzt wird. Das Gesetz und die dort
verankerte Zweckbindung erlauben die Datenverarbeitung. Die bisherige Einwilligung ist
kein zusatzlicher datenschutzrechtlicher Erlaubnistatbestand, sondern regelt die notwen-
dige Steuerung durch den Nutzer. Der Verarbeitungstatbestand wird aufderdem im Hinblick
auf Funktionalitatserweiterungen des Nutzerkontos erweitert.

Zu Buchstabe e

§ 8 trifft alle notwendigen Festlegungen, um die Datenverarbeitung elektronischer Doku-
mente und Informationen zu Verwaltungsvorgangen zum Zwecke der Identifizierung, Au-
thentisierung und Kommunikation zu erlauben. Gleichwohl sah die Rechtsgrundlage bisher
vor, dass erganzend dazu eine Einwilligung des Nutzers vorliegen muss (Mischtatbestand).
Hier soll zukinftig mehr Klarheit geschaffen werden, indem der Begriff ,mit Einwilligung*
durch die Formulierung ,auf Veranlassung“ ersetzt wird. Das Gesetz und die dort verankerte
Zweckbindung erlauben die Datenverarbeitung. Die bisherige Einwilligung ist kein zusatzli-
cher datenschutzrechtlicher Erlaubnistatbestand, sondern regelt die notwendige Steuerung
durch den Nutzer. Erst der Nutzer entscheidet, ob das Nutzerkonto in einem konkreten Fall
zum Zwecke der Identifizierung und Authentisierung zum Einsatz kommt. Seine Veranlas-
sung, also seine Anmeldung mit einem Nutzerkonto, I6st den Prozess der Identifizierung
aus. Es soll also insbesondere keine automatische ldentitatsprifung erfolgen. Dies wird
aber auch durch die ,Formulierung ,auf Veranlassung“ ausgeschlossen.

Zur Klarstellung sollten die Daten zur Kommunikation mit dem Nutzer nach § 8 Absatz 3
und 4 aufgenommen werden. Um klarzustellen, dass die zustandige Behorde nicht ihrer-
seits fur jede Datenubermittlung an sie eine Einwilligung einholen muss, sollte aulerdem
der bisherige Satz 3 wie vorgeschlagen umgestellt bzw. aufgeteilt werden.

Daten nach Absatz 4 umfasst z.B. Kommunikationsinhaltsdaten, Daten nach Abs. 3 Kom-
munikationsdaten (bspw. zur Vermeidung eines erneuten Ausflllens innerhalb der Online-
Formulare).

Die Ubermittlung der Daten an ein Verwaltungsportal und Verwendung durch dieses kann
beispielsweise erforderlich sein, um den Nutzer fir die Inanspruchnahme von Servicefunk-
tionalitaten eines Verwaltungsportals zu identifizieren oder einen ,Single-Sign-On®, d.h. die
einmalige |dentifizierung an einem Portal zur Inanspruchnahme mehrerer Verwaltungsleis-
tungen zu ermoglichen. Daten kénnen auferdem an einen Antragsassistenten nach § 2
Absatz 4 Ubermittelt werden, der diese dann gebindelt mit dem Antrag an die fir eine Ver-
waltungsleistung zustandige Behorde Ubermittelt.

Zu Buchstabe f
Zu Doppelbuchstabe aa

§ 8 trifft alle notwendigen Festlegungen, um die Datenverarbeitung zum Zwecke der Iden-
tifizierung und Authentisierung zu erlauben. Gleichwohl sah die Rechtsgrundlage bisher
vor, dass erganzend dazu eine Einwilligung des Nutzers vorliegen muss (Mischtatbestand).
Hier soll zukunftig mehr Klarheit geschaffen werden, indem der Begriff ,mit Einwilligung“
durch die Formulierung ,auf Veranlassung® ersetzt wird. Das Gesetz und die dort verankerte



-30 - Bearbeitungsstand: 20.01.2023 11:20

Zweckbindung erlauben die Datenverarbeitung. Die bisherige Einwilligung ist kein zusatzli-
cher datenschutzrechtlicher Erlaubnistatbestand, sondern regelt die notwendige Steuerung
durch den Nutzer.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der bisherige Satz 2 kann entfallen, da der Schriftformersatz in § 9a umfassend geregelt
werden soll. Flr das Organisationskonto ist damit aber keine inhaltliche Anderung verbun-
den.

Zu Buchstabe g
Zu Absatz 7:

Die Ubergangsregelung ist nicht mehr erforderlich. Auf die Festlegung eines Vertrauensni-
veaus kommt es im Kontext der OZG-Umsetzung nicht mehr an. Diese Festlegung ist Auf-
gabe des Fachrechts.

Zu Absatz 8:

Die Rechtsverordnungsermachtigung durfte nicht mehr erforderlich sein. Die RVO-Ermach-
tigung ist gegenwartig nicht ausgetbt worden; Plane zur Ausibung sind nicht bekannt.

Zu Nummer 11
Zu Absatz 1:

Zur elektronischen Unterstutzung bei der Antragsvorbereitung und Antragstellung kénnen
informationstechnische Systeme als Assistenzdienste flr den Nutzer auch fachunabhangig
und ebenenubergreifend eingerichtet und betrieben werden. Die Zweckbestimmung ist bei
diesen Diensten aber zu beschranken auf eine fachunabhangige Assistenzfunktion. Grund
daflr ist, dass diese Dienste nicht in einem Auftragsverhaltnis zur eigentlichen Fachbe-
hérde bestehen, also weisungsunabhangig tber Art und Umfang der fur die Antragstellung
erforderlichen Daten entscheiden. Es erfolgt zwar eine fachliche Ruckkoppelung, jedoch
gerade nicht dergestalt, dass der EfA-Onlinedienst Teil des Fachverfahrens und diesem
gegenuber weisungsgebunden ist. Der Begriff der betreibenden Behoérde bezieht sich auf
den Behordenbegriff in § 1 Absatz 4 VwVfG. Anstelle des Betriebs kdnnte auch von Bereit-
stellung gesprochen werden, denn die Behérde muss den tatsachlichen Betrieb nicht selbst
vornehmen, sondern darf sich Dritter bedienen.

Die Datenverarbeitungserlaubnis soll alle notwendigen Verarbeitungsschritte in einem EfA-
Onlinedienst bis hin zur Bekanntgabe des Verwaltungsaktes (,Ubermittlung von elektroni-
schen Dokumenten zu Verwaltungsvorgangen®) erfassen.

Ermdglicht werden soll auch die Offenlegung dieser aufbereiteten Daten an die jeweils zu-
standige Stelle. Diese Offenlegung im Sinne von Artikel 4 Nummer 2 DSGVO kann durch
eine Ubermittlung der Antragsdaten an die zusténdige Behérde oder durch eine Bereitstel-
lung zum Abruf erfolgen. Beides sind datenschutzrechtliche Unterformen der Offenlegung.

Satz 2 stellt klar, dass die Datenverarbeitung nach Satz 1 bspw. auch dann zulassig ist,
wenn der Antragsassistent fir Verwaltungsleistungen eingesetzt wird, bei denen die Verar-
beitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten erforderlich ist. Der Antragsas-
sistent soll alle fur die Antragstellung erforderlichen Angaben beim Nutzer erheben, zwi-
schenspeichern und der zustandigen Behdrde offenlegen bzw. Gbermitteln dirfen. Die je-
weils datenschutzrechtlich verantwortliche Stelle hat fir die Verarbeitung insbesondere
sensibler Daten gemaR Art. 9 Abs. 1 DS-GVO besondere technisch-organisatorische Maf3-
nahmen zu treffen. Eine Orientierung an § 22 Abs. 2 BDSG bietet sich an.
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Von der zulassigen Datenverarbeitung nach Absatz 1 sind nicht die Daten umfasst, die
ohnehin gemal § 8 zu Zwecken der Identifizierung und Authentifizierung verarbeitet wer-
den. Hierfur gelten vorrangig die Rechtsgrundlagen des § 8.Die Verarbeitung besonderer
Kategorien personenbezogener Daten ist nach Artikel 9 Absatz 2 lit. g. DS-GVO zulassig,
denn es besteht ein erhebliches 6ffentliches Interesse an der Schaffung eines Ubergreifen-
den informationstechnischen Zugangs fir die Bereitstellung digitaler Verwaltungsleistun-
gen, s. verfassungsrechtlicher Handlungsauftrag in Artikel 91c Absatz 5 des Grundgeset-
zes. Mit der Bereitstellung von zentralen Antragsassistenten wird das Ziel verfolgt, diesen
Ubergreifenden Zugang einfach, einheitlich und technisch interoperabel anzubieten im
Sinne des § 1 Absatz 1 OZG.

§ 8a OZG regelt bereichsspezifisch die materiell-rechtlichen Grundlagen der Datenverar-
beitung und fiigt sich im Ubrigen in die Regelungen des BDSG, insbesondere des § 22
Absatz 2 BDSG, ein. Die Datenverarbeitung im Antragsassistenten ist auch im Sinne des
§ 22 Abs. 1 Nr. 2 lit. a BDSG zwingend erforderlich. Denn ohne die Moglichkeit, auch be-
sondere Kategorien personenbezogener Daten zu verarbeiten, kann die Bereitstellung ei-
nes Antragsassistenten flr Verwaltungsleistungen, deren Beantragung solche Daten erfor-
dern, nicht gelingen. Auf die Aufzahlung einzelner in § 22 Abs. 2 BDSG genannter techni-
scher und organisatorischer Malinahmen im Rahmen des § 8a Abs. 1 OZG wurde verzich-
tet. Dies macht deutlich, dass § 8a nur Aussagen zur materiell-rechtlichen Zulassigkeit trifft
und § 22 Absatz 2 BDSG erganzend anwendbar ist. Die Wiederholung vermeidet hier Un-
ubersichtlichkeit und tragt zur Einheitlichkeit der datenschutzrechtlichen Regelungen bei.

Zu Absatz 2:

Hiermit wird eine Rechtsgrundlage fir die Datenspeicherung geschaffen. Auf eine Begren-
zung der insoweit lediglich als Zwischenspeicherung zulassigen Datenverarbeitung nimmt
sodann Absatz 3 Bezug.

Zu Absatz 3:

Daten, die nicht mehr erforderlich sind, sind zu I6schen. Dies gilt insbesondere fir Falle, in
denen der Nutzer von seinem Antrag Abstand nimmt, aber vergisst, den Antrag im Online-
dienst zu loschen. Damit der Onlinedienste diese Entwirfe zeitnah 16scht, muss eine Rou-
tine eingebaut werden, die selbiges nach 30 Tagen durchflhrt.

Zu Satz 3 (neu) Eine langere Speicherdauer ist fir Konstellationen vorgesehen, in denen
eine Antragsstellung in zeitlichen Etappen erfolgt und damit nicht zeitnah abgeschlossen
ist.

Zu Absatz 4:

Gemal Artikel 4 Nummer 7 Halbsatz 2 DS-GVO kann die datenschutzrechtliche Verant-
wortlichkeit auf Grundlage mitgliedstaatlichen Rechts bestimmt werden. Voraussetzung ist
hierfur, dass Zwecke und Mittel der Datenverarbeitung durch das mitgliedstaatliche Recht
ausreichend konkret vorgegeben sind. Die Zwecke und Mittel der Datenverarbeitung sind
in § 2 Abs. 4 durch die Definition des Antragsassistenten ausreichend beschrieben. An-
schlieRend ist es den Beteiligten mdglich, eine einzelne Landesbehdrde konzentriert mit
dem Betrieb des Antragsassistenten zu betrauen und damit auch festzulegen, dass Zwecke
und Mittel der Datenverarbeitung von dieser Behdrde bestimmt werden. Eine solche ge-
setzgeberische Klarstellung ist aus Grinden der Transparenz und Rechtsklarheit dringend
geboten, da in vielen EfA-Umsetzungsprojekten Diskussionen geflihrt werden, ob in An-
tragsassistenten eine gemeinsame datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit gemaf Artikel
26 DS-GVO (mit allen damit zusammenhangenden Konsequenzen), eine Vielzahl von Auf-
tragsverarbeitungsverhaltnissen fur samtliche zustandigen Fachbehdrden oder eine kon-
zentrierte datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit besteht, wobei bei letzterer bei jedem
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Projekt unter Artikel 4 Nummer 7 Hs. 1 DS-GVO zu subsumieren ware. Der Bundesgesetz-
geber hat bereits an anderer Stelle (vgl. § 9c EGovG Bund) die datenschutzrechtliche Ver-
antwortlichkeit (dort fiir das Verwaltungsportal des Bundes) auf Grundlage der Offnungs-
klausel des Artikel 4 Nummer 7 Hs. 2 DS-GVO geregelt.

Zu Nummer 12

Mit der Neuregelung wird dem Anliegen Rechnung getragen, dass Schriftformerfordernisse
fur viele Digitalisierungsprojekte eine Herausforderung darstellen, obwohl das Verwaltungs-
verfahrensrecht vielfaltige Mdglichkeiten vorsieht, die Schriftform zu ersetzen (§§ 3a
VWVTG, § 36a SGB I, § 87a AO).

Die Bundesregierung hat sich deshalb vorgenommen, Schriftformerfordernisse umfassend
abzubauen. Dieser Abbau kann jedoch nicht auf die generelle Beseitigung der Schriftform
zielen, da sie in verschiedenen Fachverfahren eine verfahrensrechtliche Sicherung darstellt
und zu einem rechtsstaatlichen Verfahren beitragt.

Fur die elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren muss jedoch neu betrachtet
werden, welche Funktionen die analoge Schriftform innehat und wie das damit verbundene,
Ubergeordnete Ziel, ein den Erfordernissen der Rechtsstaatlichkeit genligendes Verwal-
tungsverfahren zu gewahrleisten, in der digitalen Welt ebenso einfach und probat ibersetzt
werden kann.

Die bisher vorgesehenen Mdglichkeiten zur Ersetzung der Schriftform in den §§ 3a VWVfG,
§ 36a SGB I, § 87a AO decken diese Funktionen noch nicht vollumfanglich ab. Auch daraus
entsteht in der Umsetzung des OZG eine kontinuierliche Unsicherheit. Diese soll durch eine
einheitliche Vorgabe fir die elektronische Abwicklung von Verwaltungsleistungen behoben
werden.

Zu Absatz 1:

Bereits in den Jahren 2015 und 2016 hat die Bundesregierung ein umfassendes Nor-
menscreening zur Verzichtbarkeit der Anordnung der Schriftform und des persénlichen Er-
scheinens im Verwaltungsrecht des Bundes durchgefiihrt. In dem dazu verfassten Bericht
wurden die Herausforderungen des Schriftformersatzes bereits ausfuhrlich dargestellt: An-
ders als im Zivilrecht (§ 126 BGB) ist im Verwaltungsrecht die Schriftform nicht gesetzlich
definiert. Das hat zur Folge, dass anders als bei § 126 Abs. 1 BGB die Anordnung der
Schriftform nicht immer eine Unterschrift erfordert, sondern nur, wenn dies nach dem Zweck
der Schriftform im jeweiligen Regelungskontext notwendig ist. Wird demnach im Verwal-
tungsrecht durch Rechtsvorschrift eine Schriftform ohne zusatzliche Festlegungen ange-
ordnet, ist vielmehr durch Auslegung zu ermitteln, welche Anforderungen an die verlangte
Schriftform zu stellen sind. Viele dieser Schriftformanordnungen im Fachrecht stammen
noch aus Zeiten vor Einfuhrung der elektronischen Kommunikation in der Verwaltung. Das
unterschriebene Schriftstlick stellte die Norm dar. Da es automatisch alle erforderlichen
Funktionen erflllte, war eine vertiefte Auseinandersetzung des Gesetzgebers mit einzelnen
Schriftformfunktionen nicht erforderlich, zumal die Anordnung der Schriftform zuweilen auch
nur der Abgrenzung von einer rein mandlichen Erklarung dienen sollte (s. im einzelnen Be-
richt der Bundesregierung, Juli 2016, BT-Drs., S. 4f.). Die Abgrenzung zur rein mundlichen
Erklarung wird in neueren Gesetzen des Bundes oft durch die Formulierung ,schriftlich oder
elektronisch® vorgenommen.

Bei der Digitalisierung von Verwaltungsleistungen wurden bisher Wege gesucht, die Schrift-
form elektronisch zu ersetzen. Erforderlich dazu ist, jedes einzelne Schriftformerfordernis
daraufhin zu untersuchen, welche Funktionen die Schriftform im jeweiligen fachlichen Kon-
text abdeckt, damit diese korrekt in die elektronische Abwicklung Ubersetzt werden kdnnen.
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Diese notwendige Ubersetzung ist in der bisherigen Umsetzung des OZG an ihre Grenzen
gestollen. Dabei kann bereits nach jetzt geltendem Recht eine durch Rechtsvorschrift an-
geordnete Schriftform gemal § 3a Absatz 2 VwVfG ersetzt werden. Mdglich ist dies fur
Behdrden, natlrliche Personen und juristische Personen (wie z.B. Unternehmen) durch den
Einsatz einer qualifizierten elektronischen Signatur (§ 3a Abs. 2 Satz 2 VwV{G). Flr natur-
liche und juristische Personen kénnen schriftformbedirftige Erklarungen zudem durch die
unmittelbare Eingabe der Erklarung im &ffentlichen Netz zur Verfigung gestellten elektro-
nischen Formular zusammen mit einer Authentifizierung etwa durch den Onlineausweis
nach § 18 PersonalausweisG abgeben (§ 3a Abs. 2 Satz 4 Nr. 1i.V.m. Satz 5 VWV{G).

Sieht das jeweilige Fachgesetz nur eine Abgrenzung von einer mindlichen Erklarung vor
(ausgedruckt durch die Formulierung ,schriftlich und elektronisch®), bedarf es aus rein ver-
waltungsverfahrensrechtlicher Sicht noch nicht einmal einer Authentifizierung.

Der Anspruch, alle Verwaltungsleistungen zu digitalisieren und fir die — grundsatzlich
héchst unterschiedlich gestalteten Verwaltungsverfahren — eine einheitliche digitale Verfah-
rensweise zu schaffen, verlangt es, in besonderem Mal3e rechtlich sicherzustellen, dass die
konkreten Anforderungen an den elektronischen Schriftformersatz einheitlich umgesetzt
werden.

Dies erfordert eine Fortentwicklung der bestehenden Regelungen zum elektronischen
Schriftformersatz in § 3a Abs. 2 VwWVfG und eine genauere Festlegung dessen, was im
Rahmen der elektronischen Abwicklung von Verwaltungsverfahren gewahrleistet werden
muss.

Die Schriftform ist kein Selbstzweck, sondern es muss betrachtet werden, welche Funktio-
nen sie innehat und wie das damit verbundene, lGibergeordnete Ziel, ein den Erfordernissen
der Rechtsstaatlichkeit gentigendes Verwaltungsverfahren zu gewahrleisten, in der digita-
len Welt ebenso einfach und probat Ubersetzt werden kann.

So dient z.B. eine handische Unterschrift unter einem Antrag nicht allein der (nachtragli-
chen) ldentifizierung und Authentisierung, sondern erflllt zugleich weitere Funktionen er-
fullt, die im Zuge einer digitalen Abwicklung durch andere technische Funktionalitaten an-
ders abgebildet werden muissen.

Die Konzentration auf die Funktionen der Schriftform ermdglicht es, sich von der Fixierung
auf ein kompaktes Instrument des elektronischen Schriftformersatzes zu |6sen, und die
rechtlich erforderlichen Komponenten nutzergerecht in einen digitalen Workflow einzubin-
den.

Die digitale Abwicklung einer Verwaltungsleistung soll zudem insgesamt einfach und
zweckmalig erfolgen. Das Nutzungserlebnis soll dabei im Wesentlichen ahnlich sein. An-
gestrebt wird ein fur alle Lebenslagen einheitlicher elektronischer Verwaltungsablauf. Die-
ser nimmt dabei zunachst in Kauf, dass die Anforderungen sich stets an dem hochsten
Niveau orientiert.

Die Einflihrung dieser einheitlichen elektronischen Abwicklung soll von Anfang an evaluiert
werden. Spatestens bis [X] Jahre nach der Einflihrung ist ein Evaluierungsbericht vorzule-
gen.

Absatz 2:

Ein Kernproblem der Digitalisierung der Schriftform ist der Umgang mit der Identifizierungs-
funktion. Im analogen Verwaltungsverfahren unterschreibt z.B. der Antragsteller den Antrag
eigenhandig. Eine Identifizierung und Authentifizierung, etwa durch Vorlage des Ausweises
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gegenlber einem Behdrdenmitarbeiter, erfolgt im Regelfall nicht. Die handische Unter-
schrift ermdglicht es jedoch, im Streitfall im Nachhinein durch einen Unterschriftenvergleich
die Identitat des Unterzeichners zu prifen.

Die eigenhandige Unterschrift soll Missbrauch verhindern, etwa eine Antragstellung im Na-
men eines Dritten.

Im digitalen Verwaltungsverfahren (z.B. im Falle der elektronischen Antragstellung wird das
Risiko dieses Missbrauchs héher eingeschatzt als in einem typischen analogen. Insofern
birgt die digitale Abwicklung eines Verwaltungsverfahrens neue Risiken fur eine den Erfor-
dernissen der Rechtsstaatlichkeit gentiigende Abwicklung des Verfahrens.

Daher ist es erforderlich, dass fir jede elektronische Abwicklung eines Verwaltungsverfah-
rens — unabhangig vom Vorliegen eines Schriftformerfordernisses - eine elektronische lden-
tifizierung erfolgt.

Ein Kernproblem der Digitalisierung der Schriftform ist der Umgang mit der Identifizierungs-
funktion. Im analogen Verwaltungsverfahren unterschreibt z.B. der Antragsteller den Antrag
eigenhandig. Eine Identifizierung und Authentifizierung, etwa durch Vorlage des Ausweises
gegenuber einem Behordenmitarbeiter, erfolgt im Regelfall nicht. Die handische Unter-
schrift ermoglicht es jedoch, im Streitfall im Nachhinein durch einen Unterschriftenvergleich
die Identitat des Unterzeichners zu prifen.

Die Identifizierungsmittel werden dabei im Gesetz enumerativ aufgezahit: im Blrgerkonto
soll nur der Onlineausweis zum Einsatz kommen, im einheitlichen Organisationskonto das
ELSTER-Softwarezertifikat (als sicheres Verfahren nach § 87a Absatz 6 Satz 1 der Abga-
benordnung). Weitere Identifizierungsmittel sind ausgeschlossen. Dadurch soll gewahrleis-
tet werden, dass die Identifizierung und Authentifizierung einfach und einheitlich erfolgt.
Gerade naturliche Personen werden nur selten staatliche Leistungen nach dem OZG in
Anspruch nehmen. Im Interesse der Nutzerfreundlichkeit soll Ihnen ein einheitliches Ver-
fahren zur Identifizierung angeboten werden (mit Onlineausweis), dass stets gleichférmig
wiederkehrt. Die zweite Moglichkeit der Identifizierung und Authentifizierung bezieht sich
ausschlieflich auf EU-Blrger und Unternehmen mit Sitz in der EU. Auch fir diese ist ein
einfaches und einheitliches Verfahren vorgesehen. Als ID-Mittel sollen die Identifizierungs-
mittel zum Einsatz kommen, die im jeweiligen EU-Heimatland oder EU-Sitzstaat verwenden
und entsprechend der eIDAS-VO flr den grenzliberschreitenden Einsatz notifiziert worden
sind.

Sofern ein solcher Nachweis aber ausnahmsweise durch die Behdrde nicht fur erforderlich
gehalten wird, darf auf selbigen fur die elektronische Beantragung verzichtet werden. In
diesem Fall wirde praktisch eine elektronische Verwaltungsleistung mit der einfachen An-
meldung am Nutzerkonto beantragt werden kdnnen (Basisregistrierung). Die Basisregist-
rierung erlaubt einen niedrigschwelligen Zugang zu einfachen elektronischen Verwaltungs-
leistungen. Zugleich ermdéglicht die standardmafige (und nach § 3 OZG neu) nunmehr ver-
pflichtende Anbindung der einheitlichen Nutzerkonten die einfache Umsetzung des Once-
Only-Gedankens durch Auslesen der im Nutzerkonto hinterlegten personenbezogenen Da-
ten fur eine Antragstellung.

Absatz 3:

Absatz 3 definiert Anforderungen an den Ablauf einer elektronischen Erklarung. Digitale
Erklarungen sollen so gestaltet werden, dass sie einfach und schnell abgewickelt werden
kénnen. Ein gewisser Schutz vor Ubereilung ist jedoch durch die Anforderungen des Ab-
satzes 3 herzustellen. Zudem muss die abgegebene Erklarung vor nachtraglichen Veran-
derung geschutzt werden.

Absatz 4:
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Die Warnfunktion soll vor Ubereilten Handlungen schitzen, da sich der Unterzeichnende
mit der Ausfuhrung der Unterschrift die Tragweite seines Handelns bewusst machen soll.
Im elektronisch abgewickelten Verwaltungsverfahren muss der Antragsteller vor Formu-
larabsendung etwa durch einen Warnbutton auf die rechtliche Verbindlichkeit und die Zu-
rechenbarkeit seiner Erklarung (befulltes Formular) hingewiesen worden sein. Nur nach
Anklicken des Warnbuttons durch den Antragsteller wird das Formular an die Behérde Uber-
mittelt.

Absatz 5:

Die Erklarung wird dauerhaft und lesbar erhalten und kann auch spater noch verwendet
werden. Zudem besteht die Méglichkeit die Erklarung spater nochmals zu tUberprifen. Nach
Ubermittlung des Antrags erhalt der Antragsteller einen ,Durchschlag” der abgegebenen
Erklarung fur die eigene Nachvollziehbarkeit und Prifung seines Antrags.

Die fir die Abgabe der Erklarung, z.B. ein Antrag oder eine Informationspflicht, zustandige
Fachbehorde ist die nach Satz 2 verpflichtete Stelle und hat den Antrag zu ihren Akten zu
nehmen.

Absatz 6:

Absatz 6 sieht die Mdglichkeit vor, Erklarungen, insb. Bescheide, von Behdrden so zu ge-
stalten, dass technisch sichergestellt ist, dass eine bestimmte Erklarung einer bestimmten
Behorde zuzuordnen ist. Die Verwendung von qualifiziertem elektronischen Siegel oder
qualifizierter elektronischer Signatur ist nur erforderlich, wenn die Erklarung aulRerhalb des
Nutzerkontos gegenlber Dritten eingesetzt werden soll. Fur den Dritten wird in beiden Fall-
konstellationen (Signatur bzw. Siegel) die Moglichkeit der Echtheitskontrolle geboten. In-
nerhalb des Portalverbunds beim Einsatz ausschlieBlich im Nutzerkonto ist eine solche
Funktion in aller Regel nicht erforderlich.

Schriftliche Urkunden erleichtern durch die Unterschrift diese Beweisfuhrung. Sie begrin-
den den vollen Beweis daflr, dass die in ihnen enthaltenen Erklarungen von den Ausstel-
lern abgegeben sind (Privaturkunden); von einer Behérde ausgestellte, amtliche Anordnun-
gen, Verfugungen oder Entscheidungen enthaltende Urkunden (6ffentliche Urkunden) be-
grunden daruber hinaus den vollen Beweis ihres Inhalts. Bereits bisher sieht § 3a VwVfG
hierflr die qualifizierte elektronische Signatur vor. Dies soll durch den Einsatz eines quali-
fizierten elektronischen Siegels erganzt werden. Der Einsatz beider Instrumente erfolgt
gleichberechtigt, nach Wahl der Behdrde. Elektronische Siegel sind Daten in elektronischer
Form, die anderen Daten in elektronischer Form beigefligt oder logisch mit ihnen verbunden
werden, um deren Ursprung und Unversehrtheit sicherzustellen (vgl. Artikel 3 Nummer 25
der Verordnung (EU) 910/2014. Ein qualifiziertes elektronisches Siegel wird von einer qua-
lifizierten elektronischen Siegelerstellungseinheit erstellt und beruht auf einem qualifizierten
Zertifikat fur elektronische Siegel, Artikel 3 Nummer 27 der Verordnung (EU) 910/2014.

FUr das qualifizierte elektronische Siegel ist ein personenunabhangiges Organisationszer-
tifikat (Artikel 3 Nummer 29f. der Verordnung (EU) 910/2014) erforderlich, welches flr juris-
tische Personen oder sonstigen Organisationen (Behdrden) ausgestellt werden kann. Das
qualifizierte elektronische Siegel ist das Pendant zum Unternehmensstempel und bestatigt
Herkunft, Echtheit und Unverfalschtheit eines Dokuments, s. Artikel 35 Abs. 2 der Verord-
nung (EU) 910/2014: ,Fir ein qualifiziertes elektronisches Siegel gilt die Vermutung der
Unversehrtheit der Daten und der Richtigkeit der Herkunftsangabe der Daten, mit denen
das qualifizierte elektronische Siegel verbunden ist.“)

Absatz 7:

Absatz 2 stellt lediglich eine Verfahrensregelung dar. In bestimmten Fallen reicht der hier
geregelte Nachweis der Identifizierung zur Identitatsfeststellung nicht aus. Es muss mdglich
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bleiben, in bestimmten Verwaltungsverfahren — z.B. im Personenstands-wesen — weiterge-
hende Anforderungen an die Identifizierung zu stellen.

Hintergrund: Absatz 1 erlaubt die Identifizierung unter anderem anhand eines elektroni-
schen Aufenthaltstitels nach der Verordnung EU 910/2014 vom 23. Juli 2014. Diese Auf-
enthaltstitel werden auch an Personen erteilt, die noch nie hinreichend sicher fir die Re-
gistrierung in einem deutschen Personenstandsregistereintrag ohne einschrankenden Zu-
satz gemal § 35 Abs. 1 PStV identifiziert werden konnten. Dieser Aufenthaltstitel ist z.B.
nach der Rechtsprechung des BGH nicht als Identifizierung fur die Registrierung in einem
neu zu erstellenden deutschen Geburtsregistereintrag ausreichend.

Zu Nummer 13
Zu Buchstabe a

Anderung, um bereits in der Paragrapheniberschrift zum Ausdruck zu bringen, dass die
Vorschrift eine Ermachtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen enthalt.

Zu Buchstabe b

Das dienste- und kartenspezifische Kennzeichen kommt bereits nach bisheriger Rechts-
lage zur Identifizierung des Nutzers zum Einsatz. Dies gilt bisher flir den Fall, dass sich der
Nutzer gegenliber dem Datenschutzcockpit unmittelbar mit seinem Onlineausweis anmel-
det. Das Datenschutzcockpit sieht aber vor, dass der Nutzer zur Anmeldung auch ein Nut-
zerkonto verwenden kann. Bei der Verwendung eines Nutzerkontos kommt es nicht mehr
zu einem unmittelbaren Datenaustausch zwischen Onlineausweis und Datenschutzcockpit.
Daher muss auch dem Nutzerkonto erlaubt werden, das dienste- und kartenspezifische
Kennzeichen an das Datenschutzcockpit Gbermitteln zu dirfen.

Zu Buchstabe ¢

Die Anderung ist erforderlich, da sich mit der Regierungsumbildung in der 20. Legislaturpe-
riode Zustandigkeitszuschnitt und infolgedessen die Bezeichnung des Ministeriums veran-
dert hat.

Zu Nummer 14

Die Anderung ist erforderlich, da sich mit der Regierungsumbildung in der 20. Legislaturpe-
riode Zustandigkeitszuschnitt und infolgedessen die Bezeichnung des Ministeriums veran-
dert hat.

Zu Nummer 15

Mit der Evaluierungsklausel soll ein kontinuierlich wirkendes qualitatives Uberpriifungs-
instrument etabliert werden. Dieses soll die weitere Umsetzung von Anfang an begleiten
und dabei zugleich eine verbesserte Transparenz fur alle Mitwirkenden und Nutzenden er-
mdglichen. Diese Transparenz beginnt bei sehr grundlegenden Fragen. Erst durch die Um-
setzung des OZG wurde Ausmall und Umfang der Verwaltungsleistungen in Deutschland
systematisch erhoben und strukturiert. Mit dem Dashboard digitale Verwaltung wurde ein
Instrument etabliert, welches monatlich aktuell den Fortschritt der OZG-Umsetzung anzeigt,
www.onlinezugangsgesetz.de/dashboard. Dieses Instrument soll zu einer begleitenden
Evaluierung ausgebaut und verstetigt werden. Zentrale Indikatoren werden die ,Online-Ver-
fugbarkeit aller OZG-Leistungen®, aber auch die Nutzungszufriedenheit von Blrgerinnen
und Burgern und Unternehmen mit diesen Leistungen sein.
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Zu Nummer 16

Mit der Ubergangsregelung wird ein vorlaufiger Weiterbetrieb ermdéglicht. Die Dauer orien-
tiert sich an den Anderungszyklen von IT-Anwendungen. Typischerweise ist spatestens
nach zwei Jahren ein vollstandiger Relaunch erforderlich. In diesem Zuge sollen die Lan-
des-OZG-Nutzerkonten deaktiviert werden

Zu Artikel 2 (Anderung des E-Government-Gesetzes)

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Folgednderung wegen Umbenennung des § 5.
Zu Buchstabe b

Redaktionelle Folgednderung wegen Einflgung eines § 5a.
Zu Buchstabe c

Redaktionelle Folgednderung wegen Umbenennung des § 16.
Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine notwendige Folgeanderung, um den flachendeckenden Einsatz
des qualifizierten elektronischen Siegels in Artikel 1, Nummer 13 (Einfligung § 9a OZG) zu
ermoglichen. Auf die dortige Begrindung wird verwiesen. Da das qualifizierte elektronische
Siegel schriftformersetzend eingesetzt werden kann, wird die Verpflichtung der Behdrden
zur Eréffnung eines technischen Zugangs flr derart gesiegelte elektronische Dokumente
erweitert.

Die Verpflichtung umfasst nach § 1 Absatz 1 und 2 alle Beh6érden des Bundes und der
Lander einschlieBlich der Gemeinden und Gemeindeverbande. Der Behoérdenbegriff um-
fasst dabei mittelbare und unmittelbare 6ffentliche Stellen, also auch Koérperschaften, An-
stalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts. Damit soll sichergestellt werden, dass das
qualifizierte elektronische Siegel umfassend schriftformersetzend eingesetzt werden kann.

Zu Buchstabe b

Mit dem eingeflgten Satz 2 wird die Pflicht zur Anbindung aus Satz 1 eingeschrankt. Die
Anforderung nach Satz 1 wird mit einer Anbindung an das OZG-Burgerkonto erflllt.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

§ 3 Absatz 2a EGovG, der bislang lediglich als ,Soll“-Vorschrift formuliert ist und den Vor-
behalt enthalt ,soweit noch keine Informationen in geeigneter Form abgerufen werden kon-
nen‘, ist mittlerweile Uberholt, da sich ein Standard etabliert hat (FIM). Um den Aufwand fur
den insbesondere foderalen Vollzug bundesrechtlich geregelter Leistungen zu senken und
vollzugsrelevante Informationen zu harmonisieren, betreibt der IT-Planungsrat seit 2017 die
Anwendung ,Fdderales Informationsmanagement” (FIM). FIM sieht vor, dass der Bund zu
bundesrechtlich geregelten Leistungen einheitliche Leistungsinformationen (im Folgenden:
Leistungsbeschreibungen) sowie Datenfeld- und Prozessinformationen bereitstellt (die drei
sogenannten FIM-Bausteine).
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Zusammen informieren sie Uber den bundesrechtlichen Kern einer Leistung. Sie werden
auf Bundesebene von den zustandigen Bundesressorts gemeinsam mit einer zentralen
Bundesredaktion erstellt. Lander und Kommunen erganzen die bereitgestellten FIM-Infor-
mationen bei Bedarf und passen sie an ihre landesspezifischen Erfordernisse an, insbe-
sondere an die gegebenenfalls landesspezifische Rechtslage.

Zur Klarstellung, dass unter ,allgemeine Leistungsinformationen® auch Prozesse- und Da-
tenfeldinformationen fallen, wird verwiesen auf den Bericht der Bundesregierung nach § 3
Absatz 2a E-Government-Gesetz uber die Bereitstellung standardisierter Informationen zu
Verwaltungsleistungen im Rahmen des Foderalen Informationsmanagements (FIM):

,Die Pflicht zur Bereitstellung von Prozessinformationen und Formularinformationen (im
Folgenden: Datenfeldinformationen) ist im EGovG nicht ausdrucklich genannt. Es enthalt
lediglich die Pflicht, Gber den Stand der Bereitstellung von Prozess- und Datenfeldinforma-
tionen zu berichten. Ausweislich der Gesetzesbegriindung sieht aber ,das im IT-Planungs-
rat verankerte Projekt ,Fdderales Informationsmanagement’ (FIM) [...] auch die standardi-
sierte Bereitstellung von Prozess- und Formular-informationen® vor. Hintergrund ist die Ent-
scheidung 2016/29 des IT-Planungsrats, mit der der Bund sich verpflichtet hat, im Rahmen
der Anwendung ,Fdderales Informationsmanagement (FIM) Leistungs-, Datenfeld- und
Prozessinformationen zu bundesrechtlich geregelten Verwaltungsleistungen bereitzustel-
len. Daran anknUpfend strebt der IT-Planungsrat an, die FIM-Methodik bei der Digitalisie-
rung von Verwaltungsleistungen nach dem Onlinezugangsgesetz (0ZG) zu verwenden (S.
Entscheidung des IT-Planungsrats 2018/23, zudem schreibt der IT-Planungsrat vor, Daten-
feld- und Prozessinformationen im Portalverbund zu verwenden, s. Entscheidung des IT-
Planungsrats 2018/40)."

Auch sollten die Leistungszuschnitte explizit genannt werden, um hier Klarheit fir die Zu-
kunft zu schaffen.

Zu Buchstabe b
Redaktionelle Folgednderung der gednderten Absatznummerierung.
Zu Nummer 4

Die Erganzung erfolgt mit dem Ziel, die Nutzerorientierung von elektronisch durchgefuhrten
Verwaltungsverfahren dadurch zu starken, dass den Anforderungen an die Barrierefreiheit
mehr Gewicht verliehen wird. Diese Regelung ist im Zusammenhang mit der Anderung in
§ 16 zu sehen. Auch der Einsatz eines Bezahlverfahrens muss barrierefrei gestaltet sein.

Zu Nummer 5
Zu Buchstabe a

Ziel ist es, zu prazisieren, dass Papierrechnungen, die entgegen der Rechnungsverordnung
des Bundes (E-RechV) von Rechnungsstellern an die Bundesverwaltung gesandt werden,
keine verzugsbegrindende Wirkung haben und daher folgenlos zurlickgewiesen werden
kénnen. Durch die Verankerung im EGovG erganzend zu den Regelungen in der E-RechV
wird das Verhaltnis zu den Regelungen des BGB klargestellt und verdeutlicht, dass die
Verzugsregelung des § 286 Absatz 3 BGB bei entgegen der E-RechV eingehenden Papier-
rechnungen auf3er Kraft gesetzt sind.

Dies hat zur Folge, dass sofern ein Rechnungssteller zur Einreichung via E-Rechnung ver-
pflichtet ist, eine falschlicherweise in Papier Ubersandte Rechnung dennoch zurtickgewie-
sen werden kann. Somit wird dem Leitgedanken der Digitalisierung von Prozessen entspre-
chend eine dauerhafte doppelte Rechnungsbearbeitung (Papier/elektronisch) vermieden.
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Durch die eindeutige Bezugnahme auf die E-RechV wird zudem klargestellt, dass sich die
Regelung nicht auf die in der E-RechV explizit von der Verpflichtung ausgenommenen Falle
der Rechnungsstellung bezieht.

Zu Buchstabe b

Das Beschaffungsamt des BMI ist bereits durch Aufgabenlbertragungserlass zum
01.01.2022 fachverantwortliche Stelle und Kompetenzcenter fir die E-Rechnung in der
Bundesverwaltung geworden. Dies umfasst insb. die Zustandigkeit fir die rechtlich-inhaltli-
che Betreuung der E-Rechnungsreferenzprozesse, der Zentralen Rechnungseingangs-
plattform (ZRE) sowie der OZG-konforme Rechnungseingangsplattform (OZG-RE), deren
Mitnutzung auch den Bundeslandern offensteht, sowie die Federflihrung in diversen Gre-
mien mit Bezug zur E-Rechnung.

Diese Zustandigkeit soll nun aus der Erlassebene auf die Gesetzesebene gehoben werden.
Ziel ist es, das Beschaffungsamt mit der Aufgabe E-Rechnung gesetzlich zu verankern, um
die dauerhaften Bedarfe, die fir die langfristige Aufgabenwahrnehmung regelmafig anfal-
len werden, abzusichern. Zugleich soll die gesetzliche Verankerung der Fachverantwortung
E-Rechnung die Zustandigkeitsfrageeineindeutig klaren und die Verantwortung flr die ge-
samte Bundesverwaltung hervorheben und stabilisieren.

Zu Nummer 6

Die Novellierung entspricht in ihrer Zielstellung grundsatzlich derjenigen der Altregelung
(vgl. BT-Drs. 17/11473, S. 36 f.). Danach wurde als bedeutendes Hindernis flr die Etablie-
rung durchgehend elektronischer Verfahrensabwicklung das Erfordernis der Vorlage von
Nachweisen und Bescheiden im Original erkannt. Die Vorlage einer elektronischen Kopie
eines Nachweises sollte deshalb im Regelfall genligen. Als weitere unnoétige Erschwernis
fur Burgerinnen und Blirger sowie Unternehmen hatte der Gesetzgeber die erneute Erhe-
bung personenbezogener Daten identifiziert, die in einem anderen Verwaltungsverfahren
bereits angegeben wurden und der Verwaltung damit bereits vorliegen. Stattdessen kdnnen
diese Daten im Interesse von Burgerinnen und Burgern, der Unternehmen aber auch der
Verwaltung, bei anderen 6ffentlichen Stellen, bei denen diese bereits vorliegen, abgerufen
werden ("die Daten sollen laufen, nicht die Blrgerin/der Blrger"). Denkbar ist auch, dass
die Daten in einem anderen Verwaltungsverfahren von Amts wegen erhoben wurden und
der Verwaltung aus diesem Grund bereits vorliegen.

Die effiziente und zielgerichtete Umsetzung des Once-Only-Prinzips ist weiterhin zentraler
Regelungsgegenstand der novellierten Regelung. § 5 Absatz 2 a.F. wurde vereinzelt als
unionsrechtswidrig angesehen wegen eines moglichen Verstol3es gegen das europarecht-
liche Wiederholungsverbot (vgl. Denkhaus/Richter/Bostelmann, EGovG/OZG, 1. Auflage
2019, § 5 Rn. 22; vgl. auch Richter, Ausschussvorlage INA 19/74 — 6ffentlich —, Gutachter-
liche Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Hessischen Landesregierung fir ein Gesetz
zur Férderung der elektronischen Verwaltung und zur Anderung verwaltungsverfahrens-
und verwaltungsstreckungsrechtlicher Vorschriften und gliuickspielrechtlicher Zustandigkei-
ten ([Hessischer Landtag,] Drucks. 19/6403), 7. August 2018, S. 49). Insofern soll die No-
vellierung einen verlasslichen Rechtsrahmen schaffen, der anders als die Vorgangerrege-
lung eine Einwilligung weder als Tatbestandsmerkmal beinhaltet noch einen mdglicher-
weise unionsrechtlich angreifbaren Verweis auf die Einwilligung als Rechtsgrundlage im
Sinne von Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 lit. a DSGVO oder gar eine unzulassige Ausge-
staltung. Die Neuregelung legt vielmehr fest, dass der Antragsteller im Sinne eines sonsti-
gen voluntativen Elements bei elektronischen Verwaltungsverfahren die Wahl hat zwischen
zwei Moglichkeiten: Er kann den Nachweis entweder selbst digital einreichen oder einen
behdrdenseitigen, elektronischen Nachweisabruf veranlassen. Die Auslibung dieser Wahl-
mdglichkeit ist tatbestandlicher Anknipfungspunkt der datenschutzrechtlichen Erméachti-
gungsgrundlagen in Absatz 2. Die Regelung in Absatz 2 ist in Form einer Generalklausel



-40 - Bearbeitungsstand: 20.01.2023 11:20

selbst Rechtsgrundlage im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 lit. e DSGVO. Paral-
lel dazu regelt auch die Verordnung (EU) 2018/1724 des Europaischen Parlaments und des
Rates (SDG-Verordnung) in Artikel 14 Absatz 4, dass die Nutzung des technischen Sys-
tems fur den grenziberschreitenden automatisierten Austausch von Nachweisen (EU-
Once-Only-Technical-System, EU-OOTS) grundsatzlich nicht verbindlich und nur auf sein
ausdriickliches Ersuchen gestattet ist. Dieses ausdriickliche Ersuchen stellt keine Einwilli-
gung im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 lit. a DSGVO dar (vgl. Europaische
Kommission, Arbeitsdokument, Datenschutzfolgenabschatzung zur Durchfiihrungsverord-
nung (EU) 2022/1463 der Kommission vom 5. August 2022 zur Festlegung technischer und
operativer Spezifikationen des technischen Systems flir den grenziiberschreitenden auto-
matisierten Austausch von Nachweisen und zur Anwendung des Grundsatzes der einmali-
gen Erfassung gemal der Verordnung (EU) 2018/1724 des Européischen Parlaments und
des Rates, SWD(2022) 211 final, S. 5f.).

Die Begriffe der nachweisanfordernden und der nachweisliefernden Stelle wurden in An-
lehnung an den Wortlaut in Artikel 1 Nummer 2, 3 der Durchfihrungsverordnung (EU)
2022/1463 der Kommission vom 5. August 2022 zur Festlegung technischer und operativer
Spezifikationen des technischen Systems fir den grenziberschreitenden automatisierten
Austausch von Nachweisen und zur Anwendung des Grundsatzes der einmaligen Erfas-
sung gemal der Verordnung (EU) 2018/1724 des Europaischen Parlaments und des Rates
ausgewahlt (dort ,Nachweise anfordernde Behorde“ und ,Nachweislieferant®). Verfolgt wird
damit das Ziel einer moglichst einheitlichen Bezeichnung der datenaustauschenden Ak-
teure auf europaischer sowie nationaler Ebene.

Der novellierte § 5 soll der Verwaltung damit im Interesse von Burgerinnen und Blirgern
sowie Unternehmen, aber auch im Eigeninteresse, die Durchsetzung einfacher Antragspro-
zesse mit kurzen Bearbeitungszeiten ermdéglichen. Voraussetzung hierflr sind moderni-
sierte Register, die blrokratiearme und burgerfreundliche Onlinedienste von technischer
Seite erlauben. Die Modernisierungsaufgaben werden im Rahmen des Bund-Lander-Pro-
jekts des IT-Planungsrats ,Gesamtsteuerung Registermodernisierung“ gesamthaft ange-
gangen. Der Bund ist hierfir gemeinsam mit den Landern Bayern, Baden-Wlrttemberg,
Hamburg und Nordrhein-Westfalen, die Ko-Federfuhrer im Projekt sind, verantwortlich. Das
Gesetz knipft damit nahtlos an die Ziele des Registermodernisierungsgesetzes sowie des
Unternehmensbasisdatenregistergesetzes an.

§ 5 gilt fur die offentlich-rechtliche Verwaltungstatigkeit der Behdrden des Bundes und mit
Ausnahme der §§ 9a bis 9c auch der Behorden der Lander, der Gemeinden und Gemein-
deverbande und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Perso-
nen des Offentlichen Rechts, wenn sie Bundesrecht ausfuhren (vgl. § 1 Absatz 1, 2 EGovG).
Damit das mit § 5 verfolgte Ziel auch umfassend erreicht werden kann, mussten auch die
Lander entsprechende Rechtsgrundlagen in ihr Landesrecht Gbernehmen.

Zu Absatz 1:

Nach Absatz 1 erhalt der Antragsteller bei elektronischer Durchfihrung eines antragsge-
bundenen Verwaltungsverfahrens hinsichtlich der Art der Nachweiserbringung grundsatz-
lich die Wahlmadglichkeit zwischen zwei verschiedenen Wegen.

Er kann entweder einen behdrdenseitigen, automatisierten Nachweisabruf veranlassen
(Nummer 1) oder den Nachweis selbst elektronisch erbringen (Nummer 2). Es ist denkbar,
dass diese Auswahl fur mehrere Antragsverfahren getroffen werden kann, sodass sich der
Antragsteller fUr gleich- oder ahnlich gelagerte Falle nicht immer wieder aufs Neue ent-
scheiden muss. Diese Auswahl konnte jederzeit geandert werden.

Nummer 1 dient der Umsetzung des Once-Only-Prinzips. Daten, die der Verwaltung bereits
vorliegen, kdnnen direkt bei der ausstellenden Behdérde abgerufen werden. Diese Wahl-
moglichkeit greift nur, wenn der jeweilige Nachweis elektronisch vorliegt und ohne zeitlichen
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Verzug, d.h. innerhalb kurzester Zeit, automatisiert abgerufen werden kann. Dies meint
fachlich synchrone Abrufverfahren. Sobald also eine menschliche Interaktion notwendig ist
und es sich um ein asynchrones Abrufverfahren handelt, kann die Behdrde zwar eine Ab-
rufmaoglichkeit eroffnen, muss dies aber nicht. Fur welche Nachweise ein Once-Only-Nach-
weisabruf moglich ist, steht im Vorfeld fest und ist technisch hinterlegt. Dasselbe gilt fur die
fur das jeweilige Verfahren erforderlichen Nachweise und die Stellen, welche im konkreten
Fall nachweisanfordernde und nachweisliefernde Stelle sind. Die Norm bertcksichtigt zu-
dem die Moglichkeit, dass fur ein Verwaltungsverfahren mehrere Nachweise erforderlich
sein kénnen. Insofern kann die Wahimaoglichkeit fur den ,jeweiligen“ Nachweis ausgelbt
werden, sofern die Voraussetzungen fir den Once-Only-Nachweisabruf vorliegen.

Dem Burger verbleibt nach Nummer 2 die Mdglichkeit, den Nachweis selbst digital zu er-
bringen (Nummer 2). Unter Nummer 2 fallt beispielsweise der bisher schon gangige Weg,
in einem Onlinedienst einen Nachweis, das heil}t eine elektronische Kopie, hochladen zu
kénnen. Darunter kénnten zukulnftig zudem Walletldsungen fallen, bei denen der Antrag-
steller einen Nachweis in einem personlichen Datensafe halt und daraus in den Online-
dienst 1adt. Im Ubrigen bleibt es dabei, dass ein Antrag unvollstandig eingereicht werden
darf.

Der Anwendungsbereich der Norm ist insofern verengt, dass sie sich nur auf die elektroni-
sche Durchflhrung antragsgebundener Verwaltungsverfahren erstreckt. Danach sind
Konstellationen der Leistungsverwaltung mit Ausnahme antragsloser Verwaltungsleistun-
gen erfasst und Falle der Eingriffsverwaltung ausgeschlossen. Antragslose Verwaltungs-
leistungen werden mit Blick auf ihren Ausnahmecharakter, den sie jedenfalls heute inneha-
ben, ohnehin spezialgesetzlich geregelt werden. Die Kommunikation zwischen einer Be-
hoérde und einem Blrger per E-Mail fallt in diesem Kontext nicht unter den Begriff der elekt-
ronischen Durchfihrung eines Verwaltungsverfahrens. Gemeint ist die Nutzung eines On-
line-Dienstes, welcher bspw. Uber ein Verwaltungsportal auffindbar ist. Dazu wiirde auch
ein hybrides Verfahren zahlen, bei dem nicht nur Nachweise im Sinne der Norm erforderlich
sind, sondern auch andere Beweismittel, welche nicht elektronisch erbracht werden kon-
nen. Dies ist z. B. der Fall, wenn gemal} § 26 Absatz 1 Nummer 4 VWV{G etwas in Augen-
schein genommen werden muss. Die Vorgangerregelung, wonach die Vorlage eines Origi-
nals in Ausnahmefallen verlangt werden konnte, wurde nicht ibernommen. Nach dem ver-
waltungsverfahrensrechtlichen Untersuchungsgrundsatz (§ 24 VwVfG), welcher gemal der
Regelung im Absatz 1 Satz 2 ausdricklich unberihrt bleibt, kann die fur die Entscheidung
zustandige Behdrde aber auch weiterhin die Mdglichkeit haben, einen Nachweis im Original
zu verlangen, sofern beispielsweise im Einzelfall Zweifel an der Authentizitat eines Doku-
ments bestehen. Durch die Bezugnahme auf die §§ 24 bis 27 VwVfG wird zudem deutlich,
dass die dort genannten Moglichkeiten zur Sachverhaltsermittlung bestehen bleiben. Inso-
fern ist ein hybrides Verfahren mit elektronischen Nachweisen und analoger Beweisfiihrung
denkbar. Um medienbruchfreie Verfahren zu fordern, erhalt der Antragsteller bei einem
Nachweis, der elektronisch erbracht werden kann, aber ausschlielich die in Absatz 1 ge-
nannten Moglichkeiten.

Absatz 1 definiert in den Satzen 3 bis 5 die nachfolgenden zentralen, normbestimmenden
Begriffe: Nachweis, nachweisanfordernde und nachweisliefernde Stelle. So sind nach Ab-
satz 1 Satz 3 Nachweise Unterlagen und Daten jeder Art unabhangig vom verwendeten
Medium, die zur Ermittlung des Sachverhalts geeignet sind. In Anlehnung an die Definition
in Artikel 3 Ziffer 5 der Verordnung (EU) 2018/1724 vom 2. Oktober 2018 Uber die Einrich-
tung eines einheitlichen digitalen Zugangstors zu Informationen, Verfahren, Hilfs- und Prob-
lemlésungsdiensten und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (ABI. L 295 vom
21.11.2018, S. 1) wird der Nachweisbegriff weit gefasst. Der weite Nachweisbegriff wird
aber bezuglich des automatisierten Abrufs insofern eingeschrankt als dass nur solche
Nachweise erfasst sind, die elektronisch vorliegen und ohne zeitlichen Verzug automatisiert
abgerufen werden kénnen. Durch das Begriffspaar Unterlagen und Daten wird dem Ver-
stéandnis des Datenbegriffs in der Informatik Rechnung getragen, der dort enger aufgefasst
wird als im allgemeinen Sprachgebrauch.
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Gemal Absatz 1 Satz 4 kann die nachweisanfordernde Stelle entweder die 6ffentliche
Stelle selbst sein, die Uber den Antrag entscheidet, oder aber eine andere &ffentliche Stelle,
die dafur zustandig ist, den Nachweis einzuholen und anschlie®end an die zustandige Be-
hérde weiterzuleiten. Solche anderen 6ffentlichen Stellen kdnnen beispielsweise Stellen
sein, die fur eine Portalldsung oder einen EfA-Onlinedienst zustandig sind.

In Satz 5 wird klargestellt, dass die nachweisliefernde Stelle diejenige Stelle ist, die fir die
Ausstellung des Nachweises zustandig ist. Damit wird der Umstand berlcksichtigt, dass
mehrere Behorden Uber einen Nachweis verfigen kdnnen, aber nur eine Stelle fur die Ak-
tualitat Sorge tragt und insofern bspw. das ,fihrende” Register fir den jeweiligen Nachweis
betreibt. Welche konkrete Stelle das jeweils ist, muss vorab technisch hinterlegt sein.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 enthalt gemal dem Doppeltirmodell des BVerfG und im Sinne von Artikel 6 Ab-
satz 1 Unterabsatz 1 lit. e, Absatz 3 DSGVO die datenschutzrechtlichen Rechtsgrundlagen
fir den Abruf der Nachweise in Satz 1 und fiir die Ubermittlung in Satz 2. In Satz 1 a.E.
werden weitere Voraussetzungen festgelegt. Darin soll zum einen der datenschutzrechtli-
che Zweckbindungsgrundsatz gestitzt werden, indem der Nachweisabruf flr die Erfullung
der Aufgabe erforderlich sein muss, und durch ein hypothetisches Direkterhebungselement
als zusatzliches Tatbestandsmerkmal wird sichergestellt, dass die Behdrde den Nachweis
hypothetisch beim Antragsteller erheben durfte, auch wenn allgemein kein Direkterhe-
bungsgrundsatz mehr gilt. Dadurch wird eine Verknipfung mit dem Fachrecht hergestellt,
das hierfur geprift werden muss. Satz 3 deckt einen weiteren méglichen Datenfluss ab,
wenn die nachweisanfordernde Stelle nicht selbst die fur die Entscheidung tber den Antrag
zustandige Behorde ist. In diesem Fall darf die nachweisanfordernde Stelle (z.B. ein Portal)
den Nachweis einholen und anschlieRend an die fir die Entscheidung Uber den Antrag
zustandige Stelle Gbermitteln.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 gilt nur fir solche Nachweise, die aus einem der in der Anlage zum IDNrG aufge-
fuhrten Register abgerufen werden sollen. Im Sinne der Ziele des Registermodernisierungs-
gesetzes, insbesondere der Einflhrung eines registeribergreifenden Identitditsmanage-
ments zum Zwecke der Erbringung von Verwaltungsleistungen nach dem Onlinezugangs-
gesetz, ermdglicht die Regelung des Absatz 3 die Ubermittlung der Identifikationsnummer
gemaly § 139b Abgabenordnung (AO) und der weiteren Daten nach § 4 Absatz 2 und 3
IDNrG an die nachweisliefernde Stelle zum Zwecke der Zuordnung der Datensatze Validie-
rung dieser Zuordnung zum Antragsteller und zum Zweck des Nachweisabrufs.

Im Sinne des datenschutzrechtlichen Grundsatzes der Datenminimierung nach Art. 5 lit. ¢
DSGVO sollen nur diejenigen Daten nach § 4 Absatz 2 und 3 IDNrG Ubermittelt werden,
die fUr diese Zweckerreichung erforderlich sind.

Die nachweisliefernde Stelle kann anhand dieser Daten den zum Antragsteller gehérigen
Nachweis ermitteln und an die nachweisanfordernde Stelle weitergeben. Damit bei der
nachweisanfordernden Stelle der Nachweis wiederum richtig zugeordnet werden und eine
Uberpriifung dazu stattfinden kann, ob es sich um den angefragten Nachweis handelt, kén-
nen hierzu die ldentifikationsnummer und die weiteren Daten nach § 4 Absatz 2 und 3
IDNrG in der Antwortnachricht der nachweisliefernden Stelle an die nachweisanfordernde
Stelle enthalten sein.

Absatz 3 regelt daher die Verarbeitung im Sinne des § 6 Absatz 2 IDNrG.
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Als Pendant zur ldentifikationsnummer, die nur natirliche Personen erhalten, wird die Wirt-
schafts-ldentifikationsnummer nach § 139¢c AO als Wirtschaftsnummer nach dem Unter-
nehmensbasisdatenregistergesetz (UBRegG) fur Unternehmen bei Once-Only-Nachweis-
abrufen als eindeutiger Identifikator relevant werden.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 regelt die sog. Vorschaufunktion. Sie ermoéglicht dem Antragsteller, die automati-
siert abgerufenen Nachweise vor deren Verwendung fiir das Antragsverfahren einzusehen
und zu entscheiden, ob er mit dem Antragsverfahren unter Verwendung des angezeigten
Nachweises fortfahren méchte. Der Antragsteller kann auf die Vorschau verzichten. Dies
muss er nicht aktiv tun. Eine technische Umsetzung, nach der der Antragsteller die Vor-
schau aktiv anstollen muss, ist zuldssig. Die Vorschaufunktion veranschaulicht dem An-
tragsteller, welche Daten konkret abgerufen wurden sowie welche Daten fur das Verwal-
tungsverfahren verwendet werden sollen und steigert dadurch die Transparenz des digita-
len Verwaltungsverfahrens. Auch der europaische Once-Only-Nachweisabruf sieht — vor-
behaltlich mitgliedsstaatlicher oder unionsrechtlicher Ausnahmeregelungen im Sinne von
Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2018/1724 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 2. Oktober 2018 Uber die Einrichtung eines einheitlichen digitalen Zugangstors
zu Informationen, Verfahren, Hilfs-und Problemldsungsdiensten und zur Anderung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1024/2012 (ABI. L 295 vom 21.11.2018, S. 1) (Single Digital Gateway-
Verordnung, SDG-VO) - eine Vorschau vor. Mittels Vorschaufunktion kann der Nutzer bei
unrichtigen oder veralteten Daten die Verwendung des Nachweises unterbinden und
dadurch selbst dazu beitragen, dass Verwaltungsentscheidungen effizient und auf Grund-
lage von aktuellen, richtigen Daten getroffen werden.

Entscheidet sich der Antragsteller nach Einsicht der Daten in der Vorschau gegen die Ver-
wendung dieser Daten im Antrag, so bleiben ihm die Moglichkeiten, den Nachweis gemaf
Absatz 1 Nummer 2 selbst elektronisch einzureichen, den Antrag unvollstandig einzu-
reichen oder die Antragstellung abzubrechen und den analogen Antragsweg zu beschrei-
ten.

Durch die Vorschaufunktion ergibt sich eine erweiterte, Uber das verfassungsrechtliche ge-
forderte Mal} hinausgehende Transparenz, die die Funktion des Datenschutzcockpits i.S.
d. Artikel 1 § 2 Nummer 3 RegMoG (§ 10 OZG-neu) erganzt. Wahrend im Datenschutz-
cockpit im Nachgang jede Ubermittlung der personenbezogenen Daten unter Nutzung der
Identifikationsnummer nachvollzogen werden kann, bietet die Vorschaufunktion zudem
eine Einsichts- und Kontroliméglichkeit des Antragstellers im Vorfeld und das unabhangig
von der Verwendung der Identifikationsnummer. Die Vorschaufunktion greift also auch bei
solchen Datenubermittlungen, bei denen der Antragsteller auch weiterhin anhand seiner
Basisdaten identifiziert wird.

Zu Absatz 5:

Absatz 5 enthalt eine gesetzliche Bestimmung dazu, wer Verantwortlicher im Falle eines
Once-Only-Nachweisabrufs ist. Eine solche Regelung ist gemaR Art. 4 Nr. 7 DSGVO zu-
lassig, sofern wie hier Zwecke und Mittel der Verarbeitung gesetzlich vorgegeben sind. Die
Regelung weist die Verantwortung fir den Nachweisabruf einseitig der nachweisanfordern-
den Stelle zu. Die meisten Landesdatenschutzgesetze enthalten bereits eine solche Rege-
lung fur den Fall automatisierter Abrufverfahren und auch die Durchfihrungsverordnung
(EU) 2022/1463 enthalt fir das europaische Once-Only-Technical System eine entspre-
chende Zuweisung der Verantwortlichkeit in Artikel 34. Auf die Art werden die datenschutz-
rechtlichen Pflichten klar und eindeutig sowie im Einklang mit der Interessenlage der nach-
weisanfordernden Stelle zugewiesen
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Zu Nummer 7

Die Regelung dient der Umsetzung des Artikels 14 der Verordnung (EU) 2018/1724 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 2. Oktober 2018 (iber die Einrichtung eines
einheitlichen digitalen Zugangstors zu Informationen, Verfahren, Hilfs- und Probleml6-
sungsdiensten und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (ABI. L 295 vom
21.11.2018, S. 1) (Single Digital Gateway-Verordnung, SDG-VO). Nach Artikel 14 SDG-VO
errichten die Kommission und die Mitgliedstaaten gemeinsam ein technisches System fir
den automatisierten Austausch von Nachweisen zwischen zustandigen Behdrden in ver-
schiedenen Mitgliedstaaten (europaisches Once-Only-Technical-System, EU-OOTS) zur
Umsetzung des Grundsatzes der einmaligen Erfassung (Once-Only-Prinzip). Nach dem eu-
ropaischen Once-Only-Prinzip sollen, was bezogen auf Behdrden innerhalb Deutschlands
auch Regelungsgegenstand des § 5 ist, in der Verwaltung bereits vorliegende Nachweise
im Rahmen weiterer Verwaltungsprozesse nicht erneut bei Birgerinnen, Blirgern oder Un-
ternehmen erhoben, sondern zwischen 6ffentlichen Stellen ausgetauscht werden.

Die datenschutzrechtliche Ermachtigung der Stellen, die Nachweise austauschen zu dur-
fen, ist dabei nicht Gegenstand der Regelung in Artikel 14 SDG-VO (vgl. Europaischer Da-
tenschutzbeauftragter, Stellungnahme 8/2017, Stellungnahme des EDSB zu dem Vor-
schlag fur eine Verordnung tber die Einrichtung eines zentralen digitalen Zugangstors und
den Grundsatz der ,einmaligen Erfassung®, S. 15; Europaische Kommission, Arbeitsdoku-
ment, Datenschutzfolgenabschatzung zur Durchflihrungsverordnung (EU) 2022/1463 der
Kommission vom 5. August 2022 zur Festlegung technischer und operativer Spezifikatio-
nen des technischen Systems fur den grenziberschreitenden automatisierten Austausch
von Nachweisen und zur Anwendung des Grundsatzes der einmaligen Erfassung gemafn
der Verordnung (EU) 2018/1724 des Europaischen Parlaments und des Rates, SWD(2022)
211 final, S. 3f). Diese muss auf Ebene der Union oder im Recht der Mitgliedstaaten ge-
schaffen werden. In diesem Sinne enthalt § 5a erforderliche datenschutzrechtliche Rechts-
grundlagen flir den Nachweisaustausch tber das EU-OOTS.

Als Verordnung gilt Artikel 14 SDG-VO unmittelbar, weshalb darauf verzichtet wurde, auf
relevante Systemspezifika des EU-OOTS explizit Bezug zu nehmen. So sollen Nachweise
uber das EU-OOTS grundsatzlich nur auf ausdrickliches Ersuchen des Nutzers hin ausge-
tauscht werden sowie dem Nutzer grundsatzlich die Moglichkeit einer Vorschau des abge-
rufenen Nachweises ermdglicht werden. Absatz 4 und 5 raumen den Mitgliedstaaten und
dem Unionsgesetzgeber selbst einen diesbezlglichen Regelungsspielraum ein. Von diesen
Offnungsklauseln wird mit der Regelung des § 5a kein Gebrauch gemacht.

Eine Durchfihrungsverordnung (Durchfuhrungsverordnung (EU) 2022/1463 der Kommis-
sion vom 5. August 2022 zur Festlegung technischer und operativer Spezifikationen des
technischen Systems fur den grenziiberschreitenden automatisierten Austausch von Nach-
weisen und zur Anwendung des Grundsatzes der einmaligen Erfassung gemaf der Ver-
ordnung (EU) 2018/1724 des Europaischen Parlaments und des Rates) enthalt daneben
weitere technische und operative Spezifikationen. Insbesondere weist sie in Artikel 34 die
datenschutzrechtliche Verantwortung fur Vollstadndigkeit und RechtmaRigkeit des Nach-
weisabrufs nachweisanfordernden Stelle (,evidence requester) zu.

§ 5a gilt dabei nur fur solche Nachweise im Sinne von Artikel 14 Absatz 2 SDG-VO, die fur
Verfahren nach Artikel 14 Absatz 1 SDG-VO relevant sind. Die relevanten Verfahren nach
Artikel 14 Absatz 1 SDG-VO ergeben sich einerseits aus Anhang Il der SDG-VO sowie aus
den Richtlinien 2005/36/EG, 2006/123/EG, 2014/24/EU und 2014/25/EU.

Eine Legaldefinition fur den Nachweisbegriff hat der Unionsgesetzgeber in Artikel 3 Nr. 5
SDG-VO aufgenommen. Danach sind Nachweise ,alle Unterlagen oder Daten, einschliel3-
lich Text- oder Ton-, Bild- oder audiovisuellen Aufzeichnungen, unabhangig vom verwen-
deten Medium, die von einer zustandigen Behdérde verlangt werden, um Sachverhalte oder
die Einhaltung der in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b genannten Verfahrensvorschriften
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nachzuweisen®. Artikel 14 Absatz 2 verengt seinen Anwendungsbereich wiederum auf sol-
che Nachweise nach dieser Definition, die bereits innerstaatlich in einem elektronischen
Format ausgestellt und automatisiert ausgetauscht werden. Insofern stellt der Unionsge-
setzgeber in Artikel 14 Absatz 2 keine Digitalisierungspflicht fir Nachweise auf, sondern
stellt auf die individuellen Verhaltnisse in den Mitgliedstaaten ab.

§ 5a qilt fur die offentlich-rechtliche Verwaltungstatigkeit der Behdrden des Bundes und mit
Ausnahme der §§ 9a bis 9c auch der Behoérden der Lander, der Gemeinden und Gemein-
deverbande und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Perso-
nen des offentlichen Rechts, wenn sie Bundesrecht ausfihren (vgl. § 1 Absatz 1, 2 EGovG).
Damit das mit § 5a verfolgte Ziel auch umfassend erreicht werden kann, missten auch die
Lander entsprechende Rechtsgrundlagen in ihr Landesrecht Gbernehmen.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 enthalt die datenschutzrechtliche Rechtsgrundlage fir Nachweisabrufe deutscher
Behorden bei Behorden eines anderen Mitgliedstaats.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 enthalt hingegen die datenschutzrechtliche Rechtsgrundlage fir Nachweisliber-
mittlungen deutscher Behdrden an Behdrden eines anderen Mitgliedstaats.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 enthalt den Hinweis, dass bei der Verarbeitung personenbezogener Daten nach
den Absatzen 1 und 2 intermediare Plattformen zum Einsatz kommen kénnen. Diese Mog-
lichkeit folgt unmittelbar aus der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2022/1463, vgl. insbeson-
dere Artikel 2 lit. b und die Legaldefinition in Artikel 1 Absatz 6. Intermediare Plattformen
kénnen sowohl auf der Seite des Mitgliedstaats zum Einsatz kommen, der einen Nachweis
aus einem anderen Mitgliedstaat Uber das EU-OOTS abrufen mdchte, als auch auf der
Seite des nachweisliefernden Staates.

Es obliegt der Verwaltungsorganisation der Mitgliedstaaten, Gber das ob und wie des Ein-
satzes intermediarer Plattformen zu entscheiden. Die Durchfihrungsverordnung (EU)
2022/1463 lasst insbesondere offen, ob intermediare Plattformen im eigenen Namen, d. h.
in Auslbung einer eigenen Verantwortlichkeit, oder im Namen anderer Behdrden, d. h. im
Auftrag oder nur als technischer Dienst, tatig werden sollen. Im nationalen Kontext muss
dies erst noch entschieden werden. Mit Blick auf die vorwiegend dezentrale Registerstruktur
in Deutschland wird eine Anbindung Uber intermediare Plattformen beabsichtigt.

Zu Nummer 8

Zu Buchstabe a

Die Anderung ist erforderlich, da sich mit der Regierungsumbildung in der 20. Legislaturpe-
riode Zustandigkeitszuschnitt und infolgedessen die Bezeichnung des Ministeriums veran-
dert hat

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Vorschrift enthalt bislang lediglich eine explizit nicht abschlieRende Auflistung der Ba-

sisfunktionalitdten des Bundesportals. Durch die Erganzung soll die Grundfunktion des Por-
tals weiter ausgefuhrt werden. In Verbindung mit der Erweiterung der genannten Basisfunk-
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tionalitaten tragt dies einem umfassenderen Verstandnis von digitaler Verfahrensabwick-
lung und eines modernen digitalen Verwaltungsangebots Rechnung, das mit hohen Erwar-
tungen an die Nutzungsfreundlichkeit und unterstiitzenden Serviceangebote einhergeht.

Nummer 1 bleibt unverandert. Durch die Bereitstellung dieser Funktionalitat wird gleichzei-
tig die Pflicht des Bundes nach § 1a Absatz 3 OZG erfullt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Das Verwaltungsportal Bund soll auch einen elektronischen Identitdtsnachweis lber das
einheitliche Organisationskonto ermdglichen, die Regelung wird daher klarstellend erwei-
tert.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es erfolgt eine Erweiterung, da zur vollstandigen digitalen Abbildung von Verwaltungsver-
fahren Formulare nicht lediglich zur Antragstellung, sondern bspw. auch zur Erledigung von
Informationspflichten, dem Nachreichen von Unterlagen oder der Einlegung eines Wider-
spruchs angeboten werden. Das Verwaltungsportal Bund kdnnte diese Funktion auch im
Wege der Organleihe fir die Beantragung und Abwicklung einer Verwaltungsleistung der
Behorde eines Landes zur Verfigung stellen. Das entliehene Organ wird als Organ des
Entleihers tatig, dessen (Fach-)Aufsicht und Weisungen es unterliegt und dem die von ihm
getroffenen Mallnahmen — zB mit der Folge der Kostentragung und der Haftung fir Amts-
pflichtverletzungen — zugerechnet werden. Eine Zustandigkeitsibertragung findet deshalb
nicht statt.

Zu Doppelbuchstabe dd

Nummer 4b ist ergdnzt um ,Nachrichten®, dies umfasst etwa Statusinformationen zum
Stand des Verfahrens.

Nummer 4c deckt die Erfordernisse einer bi-direktionalen Kommunikation ab. Es wird die
rechtliche Mdglichkeit geschaffen, diese Funktionen anzubieten. Aktuell sind diese noch
nicht verfugbar.

Zu Doppelbuchstabe ee

Schafft die Grundlage fur die Anbindung eines Zahlungsverfahrens. Die Formulierung ist
offen und ermdéglicht neben der unmittelbaren Anbindung eines Zahlungsdienstanbieters
auch die Verknupfung mit einem Vermittler von Zahlungsdiensteanbietern, namentlich der
Plattform ePayBL.

Zu Nummer 9
Zu Buchstabe a

Die bisherige, auf die Speicherung von Antragsdaten zum Zwecke des Abrufs durch die
zustandige Behorde reduzierte Datenverarbeitungsgrundlage wird durch eine umfassen-
dere Regelung ersetzt, die die Datenverarbeitung im Bundesportal insgesamt in den Blick
nimmt und damit den flr ein umfassendes, nutzungsfreundliches digitales Verwaltungsan-
gebot tatsachlich erforderlichen Datenverarbeitungsvorgangen im Bundesportal Rechnung
tragt. Sofern das Fachrecht dies fur die Durchfuhrung des jeweiligen Verwaltungsverfah-
rens ausnahmsweise voraussetzt, kdnnen im Rahmen der elektronischen Abwicklung von
Verwaltungsleistungen Uber das Verwaltungsportal des Bundes einschlief3lich der Zwi-
schenspeicherung nach Absatz 2 auch besondere Kategorien personenbezogener Daten
im Sinne des Artikel 9 Absatz 1 DSGVO verarbeitet werden. Die bisherige Regelung ist
Uberdies teilweise redundant, da sich die Loschpflichten bereits unmittelbar aus der
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DSGVO ergeben. In diesen Fallen sind angemessene und spezifische Mallnahmen zur
Wahrung der Interessen der betroffenen Personen entsprechend § 22 Abs. 2 BDSG vorzu-
sehen.

Durch den Verzicht auf die Verankerung strikter gesetzlicher Léschfristen wird im Ubrigen
im Hinblick auf die Erweiterung der bisherigen Verarbeitungszwecke eine flexiblere, erfor-
derlichkeitsbasierte Speicherdauer ermdéglicht und der notwendige Reaktionsspielraum flr
Weiterentwicklungen des Bundesportals eingeraumt.

Damit wird auch dem Umstand Rechnung getragen, dass eine Reduzierung des Entwick-
lungs- und Bewertungsspielraums mit einer reduzierten Bedienungsfreundlichkeit und ins-
besondere Nutzbarkeit der Angebote einhergehen kann, die mit den Anforderungen an eine
moderne, nutzerfreundliche digitale Verwaltung im Widerspruch stehen.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Es erfolgt eine redaktionell-sprachliche Anpassungen: der Begriff Online-Antragsformular
wird durch Online-Formular ersetzt (s. Begriindung unter § 9a Absatz 3 Nummer 3).

Zu Doppelbuchstabe bb

Es erfolgt eine terminologische Vereinheitlichung, indem der Begriff ,Antragsdaten® durch
den Begriff ,Verfahrensdaten® ersetzt wird. Im Verwaltungsportal Bund werden nicht nur
Daten aus Antragen verarbeitet, sondern bspw. auch aus Anzeigen oder sonstigen Infor-
mationspflichten (Meldung einer Funkstérung). Die dabei durch das Verwaltungsprotal
Bund zu verarbeitenden Daten sind keine ,Antragsdaten” im engeren Sinne, da keine An-
trage gestellt werden.

Zu Doppelbuchstabe cc

Die Streichung der Wérter ,bereits vor Abschluss der Antragstellung® erfolgt im Kontext ei-
ner grundsatzlichen Neuregelung der Speicherung von Verfahrensdaten. Es wird ermog-
licht, dass dieser digitale Zugangskanal zur Fachbehdrde auch genutzt werden kann, wenn
der Antrag gestellt ist, dieser aber um weitere Angaben erganzt werden muss oder um
bspw. einen Antrag wiederholt zu stellen oder die Daten in einen verwandten Antrag zu
Ubernehmen. Der Hinweis, dass diese Zwischenspeicherung bereits vor Abschluss der An-
tragstellung erfolgen darf, ist dabei nicht mehr korrekt, da er nahelegt, die Speicherung ware
weitgehend ausgeschlossen.

Zu Doppelbuchstabe dd

Es erfolgt zunachst eine redaktionell-sprachliche Anpassungen: der Begriff Online-Antrags-
formular wird durch Online-Formular ersetzt (s. Begriindung unter § 9a Absatz 3 Nummer
3).

Die Worter ,dartber hinaus® grenzen den Regelungsgehalt im Verhaltnis zu Absatz 1 ab.

Zudem erfolgt eine terminologische Vereinheitlichung, indem der Begriff ,Antragsdaten®
durch den Begriff ,Verfahrensdaten® ersetzt wird. Im Verwaltungsportal Bund werden nicht
nur Daten aus Antragen verarbeitet, sondern bspw. Auch aus Anzeigen oder sonstigen In-
formationspflichten (Meldung einer Funkstérung). Die dabei durch das Verwaltungsprotal
Bund zu verarbeitenden Daten sind keine ,Antragsdaten” im engeren Sinne, da keine An-
trage gestellt werden.
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Die Streichung der Worter ,bereits vor Abschluss der Antragstellung® und Verschiebung
des bisherigen Regelungsgehalts von Absatz 2 an das Ende des Absatz 1 erfolgt im Kontext
einer grundsatzlichen Neuregelung der Zwischenspeicherung von Verfahrensdaten. Es
wird ermdglicht, dass dieser digitale Zugangskanal zur Fachbehdrde auch genutzt werden
kann, wenn der Antrag gestellt ist, dieser aber um weitere Angaben erganzt werden muss
oder um bspw. einen Antrag wiederholt zu stellen oder die Daten in einen verwandten An-
trag zu GUbernehmen.

DarUber hinaus entféllt das Einwilligungserfordernis auf Tatbestandsebene. Dem Nutzer
steht die Nutzung der Funktionalitat frei, er kann seine zwischengespeicherten Daten im
Ubrigen selbst verwalten und jederzeit |6schen.

Zu Buchstabe c

Die bisherigen Absatze 1 und 2 werden zu einem neuen Absatz 2 zusammengefasst. Der
bisherige Absatz 2 entfallt.

Zu Buchstabe d
Zu Doppelbuchstabe aa
Zu Dreifachbuchstabe aaa

Es werden die Worter ,vor Antragsstellung auch“ gestrichen, da diese Zugriffsbeschran-
kung auch gelten soll, wenn die Verfahrensdaten auf Veranlassung des Nutzers flir einen
l&ngeren Zeitraum gespeichert werden.

Zu Dreifachbuchstabe bbb

Antragsdaten/Zwischengespeicherte Daten werden zum umfassenderen Begriff Verfah-
rensdaten, da in Online-Formularen nicht nur Antréage gestellt werden (s. Begrindung zu §
9a Absatz 1).

Zu Doppelbuchstabe bb

Antragsdaten/Zwischengespeicherte Daten werden zum umfassenderen Begriff Verfah-
rensdaten, da in Online-Formularen nicht nur Antrage gestellt werden (s. Begrindung zu §
9a Absatz 1).

Es erfolgt eine sprachliche Anpassung zur Vereinheitlichung des EGovG (,Nutzer®).

Es wird davon ausgegangen, dass der Regelfall der Zwischenspeicherung die Zwischen-
speicherung eines Formulars in Vorbereitung der Antragstellung ist. Fir diesen Fall soll
eine kurzfristige Léschung der Daten vorgesehen werden, um dem Umstand Rechnung zu
tragen, dass einige Nutzer von einer Antragstellung Abstand nehmen, aber nicht in das
Portal zurGckkehren, um den verbleibenden Antrag zu l6schen.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es erfolgt eine sprachliche Anpassung zur Vereinheitlichung des EGovG (,Nutzer®).
Darlber hinaus wird klargestellt, dass der Nutzer vorab Uber eine automatische Léschung
zu informieren ist. Die Information dient als Erinnerung und Warnung fir die Nutzenden,
dass eine Loschung kurz bevorsteht, wenn die Bearbeitung nicht wiederaufgenommen wird.
Antragsdaten/Zwischengespeicherte Daten werden zum umfassenderen Begriff Verfah-

rensdaten, da in Online-Formularen nicht nur Antrage gestellt werden (s. Begrindung zu §
9a Absatz 1)
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Zu Doppelbuchstabe dd

Es wird davon ausgegangen, dass der Regelfall der Zwischenspeicherung die Zwischen-
speicherung eines Formulars in Vorbereitung der Antragstellung ist. Fir diesen Fall soll
eine kurzfristige Léschung der Daten vorgesehen werden, um dem Umstand Rechnung zu
tragen, dass einige Nutzer von einer Antragstellung Abstand nehmen, aber nicht in das
Portal zurlickkehren, um den verbleibenden Antrag zu |6schen.

Fur die nach Ubermittlung des Formulars an die jeweilige Behorde in Betracht kommenden
Verarbeitungszwecke besteht ein ggf. deutlich langeres Aufbewahrungsbedurfnis des For-
mulars bspw. bis zum Abschluss eines Verfahrens oder der erneuten Stellung eines An-
trags. In diesen Fallen ware eine Léschung nach 30 Tagen nicht mit dem Verarbeitungs-
zweck vereinbar und muss die Speicherung daher auch langerfristig bis zur Erflllung der
Zwecke moglich sein.

Zu Buchstabe e

Der bisherige Absatz 4 ist weitestgehend entfallen. An dessen Stelle tritt eine Klarstellung,
dass der Zugriff auf die zwischengespeicherten Antrage (portal)ibergreifend erfolgt. Dies
ist erforderlich, da im Ubrigen die einzelnen Fachbehdrden fir die Zwischenspeicherung
verantwortlich bleiben.

Zu Nummer 10

§ 9b wird umstrukturiert: der bisherige Absatz 4 wird Absatz 1 und neu gefasst. Die bishe-
rigen Absatze 1 und 2 werden neuer Absatz 2.

Zur inhaltlichen Begrundung siehe nachfolgende Erlduterungen.
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um Folgeanderungen, da § 9a Absatz 1 um eine Nummer 5 sowie § 9b
Absatz 3 erganzt wurde. Der bisherige § 9b Absatz 2 ist in Absatz 1 aufgegangen.

Zu Buchstabe b

Durch die Erganzung wird klargestellt, dass fir die von Absatz 2 erfassten Datenverarbei-
tungsvorgange eine ausschliel3liche (d.h. nicht gemeinsame) Verantwortlichkeit der fur das
Verwaltungsportal des Bundes zustandigen offentlichen Stelle vorliegt.

Zu Nummer 11

Die vorgesehene Neufassung ist zudem durch die UN-Behindertenrechtskonvention gebo-
ten (Artikel 4 Buchstabe a UN-BRK und Artikel 9 Absatz 1 UN-BRK). Sie stellt klar, dass
die fur den Bund verbindlichen Standards auch im Geltungsbereich des EGovernment-Ge-
setzes zu beachten sind. Zugleich soll mit der Rechtsanderung die Bedeutung der Barrie-
refreiheit fur die Gestaltung nutzerfreundlicher elektronischer Verwaltungsdienste hervor-
gehoben werden. Die Nutzerorientierung ist ein anerkannter Malistab moderner digitaler
Verwaltung. Die Gestaltung barrierefreier Angebote ist eine zentrale Auspragung dieses
Anspruchs. Fehlende Verstandlichkeit und Einfachheit des Verfahrens trifft Menschen mit
Behinderungen in besonderem Mal}e, aber nicht nur diese.
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Zu Artikel 3 (Anderung des IT-Netzgesetzes)
Zu Absatz 1

Im Rahmen der Modernisierung des Onlinezugangsgesetzes ist es notwendig, neben dem
Verbindungsnetz auch andere informationstechnische Netze des Bundes fur den Daten-
austausch nutzen zu kdnnen. Mit der neuen Regelung soll erreicht werden, dass fur den
Datenaustausch zwischen Bund und Landern neben dem Verbindungsnetz auch andere
informationstechnische Netze des Bundes genutzt werden kénnen. Andere Netze des Bun-
des sind die informationstechnischen Netze, die der Bund betreibt oder die im Auftrag des
Bundes betrieben werden.

Der Gbergreifende informationstechnische Zugang aus in Artikel 91¢c Absatz 5 GG erfordert
fur das OZG neuartige Kommunikationsbeziehungen zwischen Bund, Lander einschlieRlich
Kommunen und den Nutzenden. Insbesondere die enge Kommunikation zwischen Verwal-
tung und Leistungsempfangern einerseits sowie der Verwaltung untereinander andererseits
erweitert die bisher notwendigen Kommunikationsbeziehungen erheblich.

Fur einige dieser Kommunikationsbeziehungen, beispielsweise bei gleichzeitig notwendiger
Erreichbarkeit der IT-Komponenten aus offentlichen Netzen, ist die Nutzung des Verbin-
dungsnetzes in der aktuellen Ausgestaltung nicht ausreichend.

Die bisherige Pflicht zur Nutzung des Verbindungsnetzes fur zwischenbehdérdliche Kommu-
nikation wird somit fir den Geltungsbereich des Onlinezugangsgesetzes angepasst und
eine Kommunikation Uber andere Netze des Bundes mit entsprechender IT-Sicherheit er-
moglicht.

Der jeweils von den anderen Netzen des Bundes zu erflllende IT-Sicherheitsstandard ist
insbesondere abhangig von den Anforderungen der betroffenen Fachverfahren und bezie-
hen sich ausschliellich auf diese anderen Netze des Bundes.

Zu Absatz 2

Die Rechtsverordnungsermachtigung ermdglicht die Festlegung der fir den Datenaus-
tausch geeigneten anderen Netze des Bundes abhangig von den jeweiligen Fachverfahren
und den dafur erforderlichen IT-Sicherheitsstandards. Die Regelung schafft aulRerdem ei-
nen definierten Rahmen, innerhalb dessen mit der notwendigen Flexibilitat auch kilinftige
Kommunikationsanforderungen bedient werden koénnen. Die Landerinteressen werden
durch die Beteiligung des Koordinierungsgremiums gewabhrt.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Das Gesetz tritt zu Quartalsbeginn in Kraft. Es folgt damit den Vereinbarungen aus dem
Arbeitsprogramm Bessere Rechtsetzung und Burokratieabbau 2018 (Kabinettsbeschluss
vom 12.12.2018).



	Refentenentwurf des Bundesministeriums des Innern und für Heimat
	Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie weiterer Vorschriften 
	A. Problem und Ziel 
	B. Lösung; Nutzen 
	C. Alternativen 
	D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
	E. Erfüllungsaufwand 
	E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger
	E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
	E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

	F. Weitere Kosten 

	Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie weiterer Vorschriften 
	Artikel 1: Änderung des Onlinezugangsgesetzes 
	Artikel 2: Änderung des E-Government-Gesetzes
	Artikel 3: Änderung des IT-Netzgesetzes
	Artikel 4 Inkrafttreten 

	Begründung 
	A. Allgemeiner Teil 
	I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 
	II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 
	III.  Alternativen 
	IV. Gesetzgebungskompetenz 
	V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 
	VI. Gesetzesfolgen 
	VII. Befristung; Evaluierung 

	B. Besonderer Teil 





